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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1 . Abgeordneter 

Albrecht 

Felbel 

(CDU/CSU) 


In wie vielen Fällen sind welche Mitglieder der 
Bundesregierung in der 14. und 15. Wahlperio- 
de rechtlich gegen Medien oder einzelne Jour- 
nalisten vorgegangen? 


Antwort des Stellvertretenden Chefs des Presse- und 
Informationsamtes der Bundesregierung, Dr. Herbert Mandelartz 
vom 29. September 2004 

Die weitgreifende Fragestellung führt dazu, dass in der Antwort alle 
zivilrechtlichen, strafrechtlichen und öffentlich-rechtlichen Vorgehens- 
weisen einzubeziehen sind (z. B. gerichtliche und außergerichtliche 
Gegendarstellungsverlangen, Aufforderungen zu Widerrufen, Richtig- 
stellungen, Schadensersatzforderungen, Strafanzeigen oder Strafanträ- 
ge)- 

In der 14. und 15. Wahlperiode kam es zu rechtlichen Vorgehen gegen 
Medien oder Journalisten in folgenden Fällen: 

Chef BK 2 
BMVg: 1 
BMGS: 4 
BMVBW: 1 
BMU: etwa 15 
BMBF: 1 
BKM: 1 
BPA: 5. 


2. Abgeordnete 
Andrea 
Voßhoff 

(CDU/CSU) 


Wie hoch sind die Gesamtkosten, und was ist 
der Sinn für die bundesweite Veröffentlichung 
des Briefes des Bundeskanzlers Gerhard 
Schröder zum Fortgang der Agenda 2010, wie 
er z. B. am 22. September 2004 in der „Süd- 
deutschen Zeitung“ erschienen ist? 


Antwort des Chefs des Presse- und Informationsamtes und 
Sprechers der Bundesregierung, Staatssekretär Bela Anda 
vom 30. September 2004 

Der Brief des Bundeskanzlers erschien am 22. September 2004 in der 
„Süddeutschen Zeitung“ und in der „Frankfurter Allgemeinen Zei- 
tung“. Die Kosten für die Veröffentlichung belaufen sich auf 
106 140,17 Euro. 

Der Brief benennt die Kernbestandteile der Reformpolitik der Bun- 
desregierung und erläutert den Sinn des Zukunftsprogramms Agenda 
2010. Die wesentlichen Passagen des Briefes sind anschließend in die 
politische Berichterstattung fast aller Medien eingeflossen. Der Brief 
erschien parallel zu der Veröffentlichung des Geschäftsberichts der 
Bundesregierung für das Jahr 2003/2004. Der Geschäftsbericht wird 
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seit dem Jahr 2000 jährlich als Erläuterung der Politik der Bundesre- 
gierung im zurückliegenden parlamentarischen Jahr veröffentlicht. 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


3. Abgeordneter 

Norbert 

Barthle 

(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung die vom 
russischen Präsidenten Wladimir Putin anläss- 
lich des Terroranschlags von Beslan geplanten 
Veränderungen des Wahlrechts im Hinblick 
auf die Prinzipien Demokratie, Föderalismus, 
Meinungsfreiheit und -Vielfalt, und wird die 
Bundesregierung ggf. festgestellte Defizite ge- 
genüber der russischen Regierung ansprechen? 


Antwort des Staatsministers Hans Martin Bury 
vom 30. September 2004 

Die Bundesregierung ist sich der Tragweite der umfassenden Vor- 
schläge Präsident Wladimir Putins für die weitere Entwicklung der 
Demokratie in Russland bewusst und wird die weitere Ausgestaltung 
und Umsetzung mit großer Aufmerksamkeit verfolgen. Für die Ent- 
wicklung von Demokratie, Rechtsstaatiichkeit und Marktwirtschaft 
sind eine freie Presse und eine lebendige Zivilgesellschaft wichtige Vo- 
raussetzung. Die Bundesregierung führt einen sehr intensiven und ver- 
trauensvollen Dialog mit Russland, in dem auch Fragen zu innenpoli- 
tischen Entwicklungen nicht ausgespart werden. 


4. Abgeordnete 

Ute 

Granold 

(CDU/CSU) 


In welcher Weise beteiligt sich die Bundes- 
regierung an der Finanzierung, Konzeption 
und Durchführung der Ausstellung „Frieden 
braucht Fachleute - Alternativen zur Gewalt“, 
die seit dem 1. September 2004 im Fandesmu- 
seum Mainz gezeigt wird und anschließend bis 
zum Juni 2005 in anderen Städten in Rhein- 
land-Pfalz und Hessen zu sehen sein soll? 


Antwort der Staatsministerin Kerstin Müller 
vom 30. September 2004 

Die Ausstellung „Frieden braucht Fachleute - Alternativen zur Ge- 
walt“ ist ein eigenständiges Vorhaben des Forums Ziviler Friedens- 
dienst e.V., das durch die Bundesregierung im Wege einer Zuwen- 
dung i. H. von 120 000 Euro auf der Grundlage eines Projektantrags 
unterstützt wird. 

Ich habe darüber hinaus ein Grußwort für den Ausstellungskatalog 
zur Verfügung gestellt und auch an der Eröffnung der Ausstellung am 
24. Aprü 2003 in Münster teügenommen. Des Weiteren hat Bundes- 
ministerin Heidemarie Wieczorek-Zeul an der Eröffnung der Regio- 
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nalausstellung in Rheinland-Pfalz am 1 . September 2004 in Mainz teil- 
genommen. 

Die Erstellung der Gesamtkonzeption sowie die Durchführung der 
Ausstellung obliegt dem Forum Ziviler Friedensdienst e. V. in eigener 
Verantwortung. 

Die Einbeziehung nichtstaatlicher Akteure in die zivile Konfliktbear- 
beitung ist Teil des Gesamtkonzepts der Bundesregierung „Zivile Kri- 
senprävention, Konfliktlösung und Friedenskonsolidierung“. 


5. Abgeordneter 
Günter 
Nooke 

(CDU/CSU) 


Welche Hilfe wurde seitens der deutschen Bot- 
schaft in Manila den auf den Philippinen im 
Abschiebe-Camp inhaftierten Deutschen zu- 
teil, und trifft es zu, dass in einigen Fällen 
nicht einmal eine schriftliche Bitte in Bezug 
auf die Teilnahme der Inhaftierten an ihren 
Anhörungen vor dem Bureau of Immigration 
seitens der deutschen Botschaft möglich war, 
während in anderen Fällen jedoch von der Bot- 
schaft so genannte Self-Deportationen vorge- 
schlagen wurden, bei denen es der Botschaft 
dann auch möglich war, entsprechende Briefe 
an das philippinische Bureau of Immigration 
zu schreiben und im Namen der Inhaftierten 
die „Self-Deportation“ zu beantragen? 


Antwort der Staatsministerin Kerstin Müller 
vom 24. September 2004 

Auf Anordnung der philippinischen Einwanderungsbehörde (Bureau 
of Immigration) befinden sich zurzeit noch vier deutsche Staatsange- 
hörige im Abschiebegefängnis Bicutan in Manila. Ihnen werden insbe- 
sondere Verstöße gegen ausländer- und gewerberechtliche Bestim- 
mungen, teilweise auch andere Delikte vorgeworfen. 

Hauptbeschwerdepunkt der Inhaftierten ist die lange Dauer der gegen 
sie anhängigen Verfahren. Die in Abschiebehaft verbrachte Zeit lässt 
sich verkürzen, wenn den Betroffenen seitens der philippinischen Be- 
hörden ein Angebot zum sofortigen Verlassen des Fandes im Rahmen 
einer „freiwilligen Abschiebung“ gemacht wird und sie dieses Ange- 
bot annehmen. Es steht den Betroffenen aber auch frei, ein derartiges 
Angebot nicht anzunehmen, um den Ausgang ihrer Verfahren abzu- 
warten. 

Die Abschiebehäftlinge werden von der Deutschen Botschaft konsula- 
risch betreut und regelmäßig in Bicutan besucht. Derzeit finden Haft- 
besuche von Mitarbeitern der Botschaft alle zwei Wochen statt. Dabei 
werden die Häftlinge mit Fesematerial, Febensmitteln und Medika- 
menten versorgt. Die Botschaft hat im Einzelfall die medizinische Be- 
treuung durch einen privat praktizierenden deutschen Vertrauensarzt 
der Botschaft vermittelt. 

Beschwerden der Häftlinge gibt die Botschaft sowohl schriftlich als 
auch mündlich an das Bureau of Immigration weiter. Die Botschaft 
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setzt sich insbesondere dafür ein, dass die Häftlinge Anhörungstermi- 
ne in ihren Verfahren auch wahrnehmen können. 


6. Abgeordneter 
Günter 
Nooke 
(CDU/CSU) 


Erfolgten Zahlungen über die Bundesrepublik 
Deutschland oder über Mitarbeiter der Bot- 
schaft der Bundesrepublik Deutschland an 
Mitarbeiter philippinischer Behörden für die 
Freilassung oder die Ausweisung deutscher 
Bürger, und wenn ja, in welcher Form erfolg- 
ten diese Zahlungen? 


Antwort der Staatsministerin Kerstin Müller 
vom 24. September 2004 

Die Botschaft nimmt keine in der Frage angesprochenen Zahlungen 
an philippinische Behörden vor. Die Botschaft leitet Geldbeträge, die 
von Verwandten oder Freunden der Häftlinge über die Kontoverbin- 
dung des Auswärtigen Amts zur Aushändigung an die Häftlinge über- 
wiesen werden, gegen Ausstellung einer Quittung an diese weiter. Aus- 
nahmsweise werden bei Vorlage einer entsprechenden schriftlichen 
Vollmacht Geldbeträge auch an anwaltliche Vertreter oder Boten der 
Häftlinge ausgezahlt. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


7. Abgeordneter 

Ralf 

Göbel 

(CDU/CSU) 


Wie hoch ist der Anteil bzw. die Summe, die 
der Bund nach § 7 Bundessonderzahlungsge- 
setz für die Förderung der FeistungsbezaMung 
einsetzt, und wie sind die Gelder auf die einzel- 
nen Ressorts inkl. Bundeskanzleramt verteilt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Fritz Rudolf Körper 
vom 24. September 2004 

Für die Förderung der Feistungsbezahlung von Beamtinnen und Be- 
amten wurden im Bundeshaushalt 2004 (Kapitel 60 02 Titel 422 02) 
Mittel in Höhe von 31 Mio. Euro bereitgestellt. Dieser Betrag ent- 
spricht rund 7 Prozent der Mittel, die aufgrund der Absenkung der 
Sonderzahlung eingespart werden. Die Mittel stehen den Ressorts 
(jeweils einschließlich Geschäftsbereich) entsprechend dem jeweiligen 
Anteil an Besoldungsempfängerinnen und -empfängern wie folgt zur 
Verfügung: 
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Besoldungsempfängerinnen 
und -empfänger 

Aufteilung 


Anzahl 

v.H. 

Euro 

Bundespräsidialamt 

56 

0,02 

5 430 

Bundestag 

758 

0,24 

73 502 

Bundesrat 

80 

0,03 

7 757 

Bundeskanzleramt 

3 000 

0,94 

290 905 

Auswärtiges Amt 

3 855 

1,21 

373813 

Bundesministerium des Innern 

38 785 

12,13 

3760917 

Bundesministerium der Justiz 

1999 

0,63 

193 840 

Bundesministerium der Finanzen 

37 222 

11,64 

3 609 355 

Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit 

4491 

1,40 

435 485 

Bundesministerium für Verbraucherschutz, 
Ernährung und Landwirtschaft 

1 317 

0,41 

127 707 

Bundesministerium für Verkehr, Bau- und 

W ohnungswesen 

6 623 

2,07 

642221 

Bundesministerium der Verteidigung 

216 907 

67,85 

21033 110 

Bundesministerium für Gesundheit und 

Soziale Sicherung 

1 154 

0,36 

111901 

Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit 

895 

0,28 

86787 

Bundesministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend 

670 

0,21 

64969 

Bundesverf assungsgericht 

69 

0,02 

6691 

Bundesrechnungshof 

930 

0,29 

90181 

Bundesministerium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit 

298 

0,09 

28 897 

Bundesministerium für Büdung und 

Forschung 

583 

0,18 

56533 

Gesamt 

319 692 

100,00 

31 000 000 


Die Mittel werden nach den Festlegungen des Bundesministeriums 
des Innern diesen Behörden auf deren Antrag zugewiesen, sofern sie 
zusätzlich einen Eigenmittelanteil von mindestens 10 Prozent der be- 
antragten Mittel (in 2004) erbringen. 

Nach gegenwärtigem Stand (20. September 2004) ist davon auszuge- 
hen, dass die ganz überwiegende Zahl der Ressorts die jeweils zuste- 
henden Mittel abrufen und zuzüglich eines Eigenanteils, der zumeist 
über 10 Prozent hinausgeht, für die Leistungsbezahlung verwenden 
wird. 

Soweit die Kontingente von einzelnen Ressorts nicht ausgeschöpft 
werden sollten, stehen die Mittel ab 1. Oktober 2004 den übrigen 
Ressorts zur Verfügung. 
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8. Abgeordneter 

Eduard 

Lintner 

(CDU/CSU) 


Ist die Abschiebung einer de jure staatenlosen 
Familie aus Rumänien, die seit Mai 1990 in 
der Bundesrepublik Deutschland lebt, sehr gut 
integriert ist, nie Sozialhilfe in Anspruch ge- 
nommen hat, u. a. auch im Lichte der jüngsten 
Rechtsprechung des Europäischen Gerichts- 
hofs für Menschenrechte juristisch durchsetz- 
bar? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Fritz Rudolf Körper 
vom 23. September 2004 

Die Abschiebung von ehemals rumänischen Staatsangehörigen, die 
sich während ihres Aufenthalts in Deutschland auf eigenen Antrag aus 
der rumänischen Staatsangehörigkeit haben entlassen lassen, um hier- 
durch eine Rückführung nach Rumänien zu verhindern, verstößt nicht 
gegen die Europäische Konvention zum Schutz der Menschenrechte. 

Gegen die geplante Rückführung mehrerer staatenloser Personen ehe- 
maliger rumänischer Staatsangehörigkeit sind derzeit Individualbe- 
schwerden gegen die Bundesrepublik Deutschland vor dem Europäi- 
schen Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) anhängig. Die von 
einer bereits nach Rumänien rückgeführten Familie ehemaliger rumä- 
nischer Staatsangehörigkeit vor dem EGMR erhobenen Individualbe- 
schwerden blieben ohne Erfolg. Die Bundesregierung geht davon aus, 
dass diese und weitere Rückführungen Bestand haben werden. 


9. Abgeordneter 

Eduard 

Lintner 

(CDU/CSU) 


Ist es aus der Sicht der grund- und menschen- 
rechtlichen Lage zu rechtfertigen, einer sol- 
chen Familie, für deren Mitglieder bereits 75 
einzelne Duldungen (Kettenduldungen) ausge- 
sprochen worden sind, die Erteilung eines gesi- 
cherten Aufenthaltsrechts zu verweigern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Fritz Rudolf Körper 
vom 23. September 2004 

Vor dem Hintergrund, dass Rumänien zu Beginn der 90er Jahre nicht 
bereit war, ausgebürgerte ausreisepflichtige rumänische Staatsangehö- 
rige zurückzuübernehmen, haben sich in einigen Fällen ausreisepflich- 
tige Rumänen aus der rumänischen Staatsangehörigkeit entlassen las- 
sen, um hierdurch ihre Rückführung zu verhindern. Diesen Personen 
sind auf Grund der von ihnen selbst verursachten Abschiebungshin- 
dernisse wegen tatsächlicher Unmöglichkeit der Abschiebung Duldun- 
gen erteilt worden. 

Die Rückführung von staatenlosen Personen ist in einer Vereinbarung 
vom 9. Juni 1998 zwischen dem Bundesministerium des Innern und 
dem Innenministerium von Rumänien geregelt. Hieran anknüpfend 
hat die rumänische Regierung ihre Bereitschaft zur Rückübernahme 
von staatenlosen Personen ehemaliger rumänischer Staatsangehörig- 
keit, die vor dem Inkrafttreten dieser Vereinbarung staatenlos gewor- 
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den sind, durch Unterzeichnung einer „Abgestimmten Niederschrift“ 
vom 9. Juni 1998 erklärt. 

Im Rahmen des Vermittlungsverfahrens zum Zuwanderungsgesetz ist 
auf Initiative der Vertreter der CDU/CSU eine Regelung in § 25 
Abs. 5 des Aufenthaltsgesetzes aufgenommen worden, wonach eine 
Aufenthaltserlaubnis „nur erteilt werden darf, wenn der Ausländer un- 
verschuldet an der Ausreise gehindert ist“. Ausreisepflichtige Auslän- 
der, die sich ausbürgern lassen, um damit die Rückführung zu er- 
schweren, können deshalb auch nach § 25 Abs. 5 des neuen Aufent- 
haltsgesetzes keine Aufenthaltserlaubnis erhalten. 


10. Abgeordneter 
Eduard 
Lintner 

(CDU/CSU) 


Würde eine solche Verweigerung eine „außer- 
gewöhnliche Härte“ darstellen, die die Ertei- 
lung eines Aufenthaltsrechts auch rechtlich 
zwingend macht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Fritz Rudolf Körper 
vom 23. September 2004 

Nach § 30 Abs. 2 des Ausländergesetzes (AuslG) kann insbesondere 
aus dringenden humanitären Gründen eine Aufenthaltsbefugnis erteilt 
werden, wenn auf Grund besonderer Umstände des Einzelfalls das 
Verlassen des Bundesgebietes für den Ausländer eine „außergewöhn- 
liche Härte“ bedeuten würde. Diese Regelung setzt allerdings voraus, 
dass der Ausländer sich rechtmäßig in Deutschland aufhält. Dies ist 
bei Geduldeten nicht der Eall. 

Die Erteilung einer Aufenthaltsbefugnis nach § 30 Abs. 3 AuslG an 
Duldungsinhaber scheiterte schon an den Tatbestandsvoraussetzun- 
gen, da die Eamilie das Abschiebungshindernis durch die bewusste 
Herbeiführung der Staatenlosigkeit zu vertreten hat. 


11. Abgeordneter 

Erwin 

Marschewski 

(Recklinghausen) 

(CDU/CSU) 


Inwieweit sind Presseberichte zutreffend, wo- 
nach von Personen, die ihre Heimat in den 
Siedlungsgebieten der Deutschen im Osten auf 
dem Wege der Spätaussiedlung verlassen ha- 
ben, heute die Eeistungen nach dem Easten- 
ausgleichsgesetz zurückzuzahlen sind, obwohl 
die betroffenen Personen keine Verfügungsge- 
walt über ihr Eigentum erlangt haben (Quelle: 
Spiegel-Online vom 6. September 2004), und 
wie viele dieser Eälle existieren nach Ansicht 
der Bundesregierung? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ute Vogt 
vom 22. September 2004 

Ausgleichsleistungen sind nach § 349 Eastenausgleichsgesetz nur dann 
zurückzufordern, wenn ein Schadensausgleich eingetreten ist. Der 
Bundesregierung ist der in der Anfrage bezeichnete Eall bekannt. Die 
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zuständige Landesausgleichsverwaltung überprüft derzeit auf Eingabe 
des Betroffenen den Rückforderungsbescheid. 


12. Abgeordnete Wie viele internetfähige Dienstleistungen der 

Gisela Bundesverwaltung von insgesamt angekündig- 

Piltz ten 449 Dienstleistungen bis zum Jahr 2005 

(FDP) sind im Rahmen der E-Government-Initiative 

BundOnline 2005 bis zum jetzigen Zeitpunkt 
online bereitgestellt, und welche Arten der 
Dienstleistungen erfüllen sie? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ute Vogt 
vom 24. September 2004 

Am 23. September 2004 standen 285 Dienstleistungen online zur Ver- 
fügung. Bis Ende 2005 werden weit mehr als die ursprünglich durch 
Bundeskanzler Gerhard Schröder angekündigten 376 Dienstleistun- 
gen über das Internet zu nutzen sein, da das Dienstleistungsangebot 
des Bundes fortlaufend aktualisiert und ausgebaut wird. 

Die Dienstleistungen werden durch so genannte Dienstleistungstypen 
beschrieben: 



Dienstleistungstyp 

Anzahl 

1 

Bereitstellung von Informationen 

187 

2 

Beratung durchführen 

7 

3 

Vorbereitung politischer Entscheidungen/Gesetze 

2 

4 

Zusammenarbeit mit und zwischen Behörden 

25 

5 

Allgemeine Antragsverfahren (ohne Mittelvergabe) 

25 

6 

Förderungen (mit Mittelvergabe) 

7 

7 

Beschaffung und Vertrieb 

18 

8 

Durchführung von Aufsichtsmaßnahmen 

8 

9 

Sonstige Dienstleistungen 

6 


Hinsichtlich des so genannten Wertschöpfungstyps unterteüt sich das 
Dienstleistungsportfolio wie folgt: 


Wertschöpfungstyp 

Anzahl 

Informationsdienstleistungen 

187 

Kommunikationsdienstleistungen 

34 

Transaktionsdienstleistungen 

58 

Nicht zugeordnet 

6 
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13. Abgeordnete 

Gisela 

Piltz 

(FDP) 


Was unternimmt die Bundesregierung, um die 
Koordinierung und die Kompatibilität im 
Rahmen der E-Government-Initiative mit den 
Landes- und Kommunalverwaltungen sicher- 
zustellen, und welche konkreten Umsetzungs- 
erfolge sind der Bundesregierung hierbei be- 
reits gelungen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ute Vogt 
vom 24. September 2004 

Die eGovernment-Initiative BundOnline betrifft die Dienstleistungen, 
die von Bundesbehörden erbracht werden. Sie gewährleistet erfolg- 
reich die koordinierte Entwicklung interoperabler IT-Lösungen für 
die Bundesverwaltung. 

Darüber hinaus liegt der Aufbau einer integrierten eGovernment- 
Landschaft im gemeinsamen Interesse von Bund, Ländern und Kom- 
munen. Deshalb haben die Regierungschefs des Bundes und der Län- 
der nach vorheriger Abstimmung mit den kommunalen Spitzenver- 
bänden am 17. Juni 2003 die nationale eGovernment-Strategie 
Deutschland-Online beschlossen. In mittlerweile 23 Vorhabensgrup- 
pen (z. B. zum Meldewesen, zum Deutschen Verwaltungsnetz und 
zum BAföG) arbeiten Vertreter von Bund, Ländern und Kommunen 
an gemeinsamen Standards, Infrastrukturen und Prozessmodellen 
(siehe auch www.deutschland-online.de). Die politische Leitung liegt 
bei der Staatssekretärsrunde „eGovernment“, in der die für eGovern- 
ment zuständigen Staatssekretäre und die kommunalen Spitzenver- 
bände Zusammenarbeiten. 

Der Bund bringt sein bei BundOnline gesammeltes Know-how in 
Deutschland-Online ein. Dies geschieht zum einen durch die Mitarbeit 
von Bundesvertretern in jeder Vorhabensgruppe; an acht Gruppen ist 
der Bund federführend beteiligt (u. a. Amtliche Statistik, Justizregis- 
ter, Signaturbündnis). Zweitens stellt der Bund das Wissensmanage- 
ment, in dem die Erfahrungen aus BundOnline kontinuierlich ein- 
gespeist werden, im Internet unentgeltlich zur Verfügung 
(www.wmsbundonline.de). Drittens hat der Bund mit SAGA, dem 
Dokument zu Standards und Architekturen für eGovernment-Anwen- 
dungen, einen Standardisierungsleitfaden entwickelt. Er wird unter 
Beteiligung von IT-Experten laufend fortgeschrieben und wird auch 
von Ländern und Kommunen akzeptiert. SAGA-Komformität hat 
sich zu einem Qualitätsmerkmal für IT-Anwendungen entwickelt und 
ist ein wesentlicher Beitrag des Bundes zu einer integrierten eGovern- 
ment-Landschaft - auch über Deutschland hinaus. 

Die koordinierte eGovernment-Entwicklung und die Einigung auf 
kompatible IT-Lösungen können im föderalen System der Bundesre- 
publik nur auf freiwilliger Basis geschehen. Deutschland-Online ist 
deshalb ein gemeinsamer Erfolg von Bund, Ländern und Kommunen. 
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14. Abgeordneter 

Thomas 

Strobl 

(Heilbronn) 

(CDU/CSU) 


Wie viele islamistische Söldner, von denen der 
Verfassungsschutz eine Zunahme der Terror- 
gefahr in Deutschland erwartet, werden nach 
Kenntnis der Bundesregierung aus dem Irak 
nach Deutschland zurückkehren, und welche 
aufenthaltsrechtliche Stellung hatten diese Per- 
sonen vor ihrer Ausreise in den Irak in 
Deutschland (bitte angeben, ob es Schutzbe- 
dürftige nach Artikel 16a Abs. 1 Grundgesetz, 
§ 51 oder § 53 Ausländergesetz waren)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Fritz Rudolf Körper 
vom 24. September 2004 

Den Sicherheitsbehörden liegen derzeit keine Informationen über 
künftige Rückkehrer im Sinne der Fragestellung vor. 


15. Abgeordneter 

Thomas 

Strobl 

(Heilbronn) 

(CDU/CSU) 


Aufgrund welcher Rechtsvorschriften wurde 
jetzt aus dem Irak zurückkehrenden islamisti- 
schen Söldnern, von denen der Verfassungs- 
schutz eine Zunahme der Terrorgefahr in 
Deutschland erwartet, die Ausreise aus 
Deutschland in den Irak ermöglicht und auf- 
grund welcher Rechtsvorschriften die Wieder- 
einreise nach Deutschland? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Fritz Rudolf Körper 
vom 24. September 2004 

Grundsätzlich können Ausländer aus dem Bundesgebiet frei ausreisen 
(§ 62 Abs. 1 AuslG). Nur wenn die Voraussetzungen nach § 10 Abs. 1, 
§ 7 PassG (Passversagung etc.) vorliegen, kann einem Ausländer die 
Ausreise untersagt werden (§ 62 Abs. 2 AuslG). 

Für die Einreise und den Aufenthalt im Bundesgebiet bedürfen Aus- 
länder einer Aufenthaltsgenehmigung (§ 3 Abs. 1 AuslG). 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 


16. Abgeordneter 

Ernst 

Burgbacher 

(FDP) 


Wann soll die von der Bundesregierung in den 
Antworten des Parlamentarischen Staatssekre- 
tärs bei der Bundesministerin der Justiz, 
Alfred Hartenbach, vom 5. Februar 2004 auf 
meine schriftlichen Fragen 39 bis 41 auf Bun- 
destagsdrucksache 15/2512 nach der Möglich- 
keit, die Veröffentlichungspflicht von Unter- 
nehmen für die Bekanntmachung von Jahres- 
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abschlüssen im Bundesanzeiger an die neuen 
informationstechnischen Möglichkeiten anzu- 
passen, angekündigte Umstellung von Papier- 
Bundesanzeiger auf den elektronischen Bun- 
desanzeiger erfolgen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Alfred Hartenbach 
vom 28. September 2004 

An der von der Bundesregierung angekündigten Umstellung vom Pa- 
pier-Bundesanzeiger auf den elektronischen Bundesanzeiger unter an- 
derem für die Bekanntmachung der Jahresabschlüsse wird weiterhin 
gearbeitet. Die Umstellung soll nach wie vor noch in dieser Wahlpe- 
riode und voraussichtlich im Rahmen der Umsetzung einer Ande- 
rungsrichtlinie zur Ersten gesellschaftsrechtlichen Richtlinie der Euro- 
päischen Union geschehen. 


17. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Otto 

(Frankfurt) 

(EDP) 


Wie wird die Bundesregierung im Rahmen der 
Beratungen zu dem Entwurf eines Rahmenbe- 
schlusses des Rates der Europäischen Union 
über die Vorratsdatenspeicherung den bei der 
Verabschiedung des novellierten Telekommu- 
nikationsgesetzes parteiübergreifend gefunde- 
nen Konsens berücksichtigen, keine Vorratsda- 
tenspeicherung in Deutschland einzuführen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Alfred Hartenbach 
vom 28. September 2004 

Die Bundesregierung hat bereits im Rahmen einer Umfrage des Rates 
der Europäischen Union in den Mitgliedstaaten zur „Vorratsspeiche- 
rung von Verkehrsdaten“ darauf hingewiesen, dass erst im Rahmen 
der Novellierung des - im Wesentlichen am 26. Juni 2004 in Kraft ge- 
tretenen - Telekommunikationsgesetzes (TKG) die Möglichkeit der 
Schaffung einer Mindestspeicherungsfrist für Verkehrsdaten Gegen- 
stand einer ausführlichen Diskussion von Bundestag und Bundesrat 
gewesen ist und dass in Übereinstimmung mit der Auffassung der 
Bundesregierung eine Einigung des Inhalts zustande kam, eine solche 
Verpflichtung im Rahmen der Novellierung des TKG nicht einzufüh- 
ren. In diesem Zusammenhang hat die Bundesregierung sowohl auf 
die Verhältnismäßigkeit von Grundrechtseingriffen und die Erforder- 
nisse des Datenschutzes als auch auf die mit der Einführung von Min- 
destspeicherfristen verbundenen wirtschaftiichen Auswirkungen für 
die Telekommunikationswirtschaft hingewiesen, die mit den berechtig- 
ten Belangen der Strafverfolgung abzuwägen seien. 

Der angesprochene Entwurf für einen Rahmenbeschluss der Europäi- 
schen Union zur „Vorratsdatenspeicherung“ hat allerdings die Erklä- 
rung des Europäischen Rates vom 25. März 2004 zum Kampf gegen 
den Terrorismus zum Hintergrund. Darin beauftragt der Europäische 
Rat den Justiz- und Innenministerrat, über Vorschläge für Rechtsvor- 
schriften über die Aufbewahrung von Verkehrsdaten durch Dienstean- 
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Bieter zu beraten mit dem Ziel, diese Rechtsvorschriften bis Juni 2005 
annehmen zu können. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, dass die Problematik „Min- 
destspeicherungsfristen für Verkehrsdaten“ auf europäischer Ebene 
diskutiert werden muss. In diesem Rahmen bedarf es einer eingehen- 
den Prüfung sowohl des Entwurfstextes sowie der relevanten und 
komplexen rechtstatsächlichen Grundlagen als auch der verfassungs- 
rechtlichen Anforderungen an die Einschränkung von Grundrechten 
der Betroffenen. Die zuständige Ratsarbeitsgruppe „Strafrechtliche 
Zusammenarbeit“ wird sich im September und Oktober 2004 mit dem 
Entwurf befassen. Hierbei wird die Bundesregierung auch die Erwä- 
gungen in die Diskussion einbringen, die im Rahmen der Beratungen 
zur Novellierung des Telekommunikationsgesetzes maßgeblich waren. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


18. Abgeordneter 

Dietrich 

Austermann 

(CDU/CSU) 


In welchem Umfang trägt nach Ansicht der 
Bundesregierung die Einführung des Eormula- 
res EÜR (Einnahmeüberschussrechnung) und 
die dazugehörige Erläuterung zur Existenz- 
gründung zur Vereinfachung der Bürokratie 
bei? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 28. September 2004 

In der Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Ab- 
geordneten Dr. Hermann Otto Solms u. a. und der Eraktion der EDP 
(Bundestagsdrucksache 15/2920, S. 2) wurde zu dem Vordruck bereits 
ausführlich Stellung genommen. 

Der Vereinfachungseffekt des Vordrucks liegt insbesondere in der 
zusammengefassten Darstellung der Einnahmenüberschussrechnung. 
Der Vordruck (mit seiner Anleitung) ist eine Hilfestellung für eine 
ordnungsmäßige Gewinnermittlung. Dabei werden auch in Zukunft in 
vielen Eällen einige wenige Angaben ausreichen, um den Einnahmen- 
überschuss korrekt zu erklären. Es müssen also keineswegs alle Punk- 
te des Vordrucks ausgefüllt werden, sondern nur jene, die schon bisher 
- allerdings ohne Vorgabe eines Eormulars - in einer korrekten Ein- 
nahmenüberschussrechnung anzugeben waren. Der Aufwand für die 
Steuerpflichtigen wird also zukünftig nicht höher sein als bisher. Im 
Gegenteil: Die Steuerpflichtigen werden häufig wertvolle Zeit sparen 
können, da aufwändige Rückfragen durch die Einanzverwaltung we- 
gen unklarer oder unvollständiger Erklärungen entfallen werden. 

Der Vorteil der Standardisierung für die Einanzverwaltung liegt neben 
der Reduzierung der Rückfragen auch darin, dass zukünftig die Anga- 
ben zur Einnahmenüberschussrechnung maschinell bearbeitet werden 
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können und damit die Effizienz der Veranlagung insgesamt gesteigert 
werden kann. 


19. Abgeordneter 

Dietrich 

Austermann 

(CDU/CSU) 


Warum muss das neue Formular FÜR so 
detailliert sein, dass gesamte Vereinfachungs- 
effekte der Einnahmeüberschussrechnung ver- 
schwinden und nur durch ausführliche Buch- 
haltung und Steuerberater das Ausfüllen des 
Formulares möglich ist? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 28. September 2004 

Durch das Kleinunternehmerförderungsgesetz vom 31. Juli 2003 
(BGBl. I S. 1550) wurden Steuerpflichtige, die den Gewinn nach § 4 
Abs. 3 des Einkommensteuergesetzes durch eine Einnahmenüber- 
schusssicherung ermitteln, verpflichtet, ihrer Steuererklärung eine Ge- 
winnermittlung nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck beizufügen. 
Mit diesem standardisierten Vordruck „FÜR“ wurde nach der Geset- 
zesbegründung auch das Ziel ökonomischerer und effizienterer Veran- 
lagungsarbeiten und Betriebsprüfungen durch die Finanzbehörden 
verfolgt. Dies führt zwangsläufig dazu, dass eine bestimmte Anzahl 
unterschiedlicher Posten im Vordruck abgefragt werden muss. 

An dem Vordruck ist vor allem wegen dieser Anzahl an aufgeführten 
Punkten Kritik geübt worden. Sollten beim Ausfüllen des Vordrucks 
Probleme auftauchen, so wird dies der Finanzverwaltung wertvolle 
Anregungen geben, wie der Vordruck verbessert und die Erläuterun- 
gen verständlicher gestaltet werden können. Hieran wird auch jetzt 
schon mit Hochdruck gearbeitet. Nachteilige Konsequenzen werden 
für den Veranlagungszeitraum 2004 nicht gezogen. 


20. Abgeordneter 

Norbert 

Bartble 

(CDU/CSU) 


Wie hoch war das jahresdurchschnittliche 
Wachstum des realen Bruttoinlandsprodukts 
der Euroländer zwischen 1995 und 2003 (in 
Prozent), und wie hat sich in diesem Zeitraum 
die Staatsverschuldung (in Prozent) geändert? 


21. Abgeordneter 

Norbert 

Bartble 

(CDU/CSU) 


Fässt sich aus diesen Daten entnehmen, dass 
sich ambitionierte Sparbemühungen und hohe 
Wachstumsraten nicht widersprechen müssen? 
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22. Abgeordneter 

Norbert 

Barthle 

(CDU/CSU) 


Wie haben sich die Bruttoanlageinvestitionen 
der Euroländer (in Prozent des Bruttoanlage- 
produkts von 2003) zwischen 1995 und 2003 
verändert, und wie haben sich im gleichen Zeit- 
raum die monetären Sozialleistungen verän- 
dert? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 28. September 2004 

Unstrittig ist, dass gesunde öffentliche Finanzen günstige Rahmenbe- 
dingungen für Wirtschaftswachstum schaffen. Haushaltsdefizite und 
die daraus resultierenden Erwartungen können private Investitions- 
und Konsumentscheidungen, die Zinsentwicklung und damit auch das 
Wachstum einer Volkswirtschaft beeinflussen. Über die langfristig po- 
sitiven Effekte einer auf Konsolidierung ausgerichteten Haushaltspoli- 
tik herrscht in der EU breiter Konsens. Davon zeugt nicht zuletzt 
auch der europäische Stabilitäts- und Wachstumspakt. 

Empirische Untersuchungen der EU-Kommission unterstützen die 
These, dass hohe Budgetdefizite durch die Verdrängung von privaten 
Investitionen letztlich zu einem schwächeren Potenzialwachstum füh- 
ren. Hieraus den allgemeinen Umkehrschluss zu ziehen, dass sich al- 
lein durch Konsolidierung ein höheres Wachstum erzeugen ließe, wä- 
re allerdings zu kurz gegriffen. Dies lässt sich weder aus empirischen 
Untersuchungen noch aus dem beigefügten*) Zahlenmaterial allge- 
meingültig herleiten. Gerade beim Vergleich der Eurozoneländer ist 
eine differenzierte Analyse notwendig. 

Die wachstumsstärksten Eurozoneländer waren im betrachteten Zeit- 
raum Irland, Spanien und Griechenland. Diese Eänder haben im letz- 
ten Jahrzehnt alle einen beachtlichen wirtschaftlichen Aufholprozess 
durchlaufen und wurden zudem auch durch die EU finanziell geför- 
dert. Diesen Eändern gelang zwischen 1996 und 2001 eine beachtliche 
Reduzierung ihrer Haushaltsdefizite - allerdings in unterschiedlichen 
Größenordnungen. In 2003 wies allein Spanien noch einen ausgegli- 
chenen Haushalt aus. Griechenland und Irland - obwohl ihr Wachs- 
tum weiterhin über dem EU-Durchschnitt liegt - mussten die in den 
Jahren zuvor erreichten ausgeglichenen Haushaltspositionen im Zuge 
der konjunkturellen Schwächephase wieder aufgeben. Im Falle Grie- 
chenlands hat sich diese Abkehr nach den neuesten Datenrevisionen 
noch stärker vollzogen. 

All dies zeigt, dass das Wachstum in der Eurozone im Ganzen wie 
auch auf Eänderebene im Ergebnis von einer Vielzahl konjunktureller, 
struktureller und länderspezifischer Einflussfaktoren abhängig ist. Mit 
Konsolidierungspolitik alleine lassen sich hohe Wachstumsraten nicht 
erreichen, insbesondere dann nicht, wenn gleichzeitig die Umsetzung 
umfassender Strukturreformen erforderlich ist. Unter den gegebenen 
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen eines sich erst langsam ab- 
zeichnenden Konjunkturaufschwungs wäre in Deutschland mit kurz- 


*) Vom Abdruck der Anlage wurde aufgrund der Nummer 13 Satz 2 in Verbindung mit 
Nummer 1 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die Fragestunde und für die 
schriftlichen Einzelfragen abgesehen. 
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fristig expansiven Effekten zusätzlicher Konsolidierungsmaßnahmen 
eher nicht zu rechnen. 


23. Abgeordneter 

Dr. Ralf 
Brauksiepe 

(CDU/CSU) 


Bleibt die Bundesregierung bei ihrer in der 
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretä- 
rin beim Bundesminister der Finanzen, 
Dr. Barbara Hendricks, vom 16. September 
2003 auf die schriftliche Frage des Abgeordne- 
ten Uwe Schummer auf Bundestagsdrucksache 
15/1556 bezogenen Haltung, durch die Fort- 
schreibung des Mineralölsteuersatzes für Erd- 
gas als Kraftstoff bis zum Ende des Jahres 
2020 mit dem Gesetz zur Fortentwicklung der 
ökologischen Steuerreform Investitionssicher- 
heit zu gewähren, um bis dahin einen Markt- 
anteil für Erdgas von 10 Prozent zu erreichen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 30. September 2004 

Nach der Gesetzeslage wird die Markteinführung umweltpolitisch er- 
wünschter gasbetriebener Fahrzeuge durch einen ermäßigten Steuer- 
satz auf Erdgas zum Betrieb dieser Fahrzeuge bis zum Jahr 2020 ge- 
fördert. Bund und Fänder haben im Vermittlungsverfahren zur Um- 
setzung der „Koch/Steinbrück-Vorschläge“ im Dezember 2003 die Er- 
höhung des ermäßigten Steuersatzes für Erd- und Flüssiggas, das in 
Fahrzeugen des öffentlichen Verkehrs verwendet wird, vereinbart. Sie 
haben dabei beschlossen, den von den beiden Ministerpräsidenten in 
drei Stufen vorgeschlagenen Subventionsabbau im steuerlichen Be- 
reich in einem Schritt zusammenzufassen. Mit der Novellierung sind 
damit die „Koch/Steinbrück-Vorschläge“ auch in diesem Bereich um- 
gesetzt. 


24. Abgeordneter 

Dr. Ralf 
Brauksiepe 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bewusst, dass die im 
o. g. Schreiben erwähnten „klaren Signale“ 
und die beabsichtigte „Investitionssicherheit“ 
in der Industrie längst aufgegriffen wurden 
und im Vertrauen auf den Bestand der gesetzli- 
chen Regelung erhebliche Investitionen - auch 
und gerade in der mittelständischen Zulieferin- 
dustrie - mit erheblicher Arbeitsplatzrelevanz 
vorgenommen wurden? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 30. September 2004 

Der ermäßigte Steuersatz für Erdgas als Kraftstoff hat bereits erhebli- 
che Investitionen der Wirtschaftsbeteiligten ausgelöst und Arbeitsplät- 
ze geschaffen. So wird in Kürze die 500. Erdgastankstelle in Deutsch- 
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land in Betrieb genommen. Die Automobilindustrie bringt zunehmend 
Serienfahrzeuge mit Erdgasantrieb auf den Markt. 


25. Abgeordneter 

Dr. Ralf 
Brauksiepe 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung die vom 
Bundesgesetzgeber gewährte Investitionssi- 
cherheit im Rahmen des „Subventionsabbaus“ 
in Frage zu stellen, und welche Rechtsfolgen 
und Haushaltsrisiken für den Bund wären ggf. 
zu berücksichtigen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 30. September 2004 

Auf die Antwort zu Frage 29 wird verwiesen. 


26. Abgeordneter 

Erich G. 
Fritz 

(CDU/CSU) 


Welche Voraussetzungen müssen Nichtregie- 
rungsorganisationen erfüllen, damit sie staat- 
liche Zuwendungen erhalten, und inwieweit 
müssen Nichtregierungsorganisationen den 
Nachweis erbringen, dass die erteilten staatli- 
chen Zuwendungen auch tatsächlich für die ge- 
nannten Zwecke verwendet wurden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 28. September 2004 

Der Begriff „nichtstaatliche Organisationen“ ist nicht eindeutig defi- 
niert und wird im Zuwendungsrecht nicht verwendet. Rechtsgrundla- 
ge für die Gewährung von Zuwendungen sind die §§ 23 und 44 BHO 
sowie die dazu erlassenen Verwaltungsvorschriften. Danach können 
bei erheblichem Bundesinteresse „Stellen außerhalb der Bundesver- 
waltung“ Zuwendungen erhalten. Neben natürlichen Personen sind 
dies unter anderem eingetragene Vereine und Stiftungen. Die Gewäh- 
rung einer Zuwendung setzt voraus, dass der Antragsteller seine fach- 
liche Eignung nachweist und eine ordnungsgemäße Geschäftsführung 
gesichert erscheint. Der Zuwendungsempfänger muss zudem in der 
Fage sein, die Verwendung der Mittel bestimmungsgemäß nachzuwei- 
sen. Dies geschieht durch Zwischennachweise sowie durch einen Ver- 
wendungsnachweis nach Abschluss eines Projekts. 


27. Abgeordneter 

Erich G. 
Fritz 

(CDU/CSU) 


Verfügt die Bundesregierung über detaillierte 
Informationen, in welcher Höhe und zu wel- 
chem Zweck sie beziehungsweise die einzel- 
nen Bundesministerien Nichtregierungsorgani- 
sationen staatliche Zuschüsse zur Verfügung 
stellt? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 28. September 2004 

Hinsichtlich des Begriffs „nichtstaatliche Organisationen“ wird auf 
die Antwort zu Frage 26 verwiesen. Da es eine Vielzahl von unter- 
schiedlichen Zuwendungsempfängern gibt - neben den unter der Ant- 
wort zu Frage 26 genannten Fallgruppen können beispielsweise auch 
Gesellschaften des bürgerlichen Rechts sowie Gebietskörperschaften 
Zuwendungen erhalten - erscheint es wenig zielführend, einzelne Fall- 
gruppen herauszugreifen. Entscheidend ist nicht die Rechtsnatur des 
Zuwendungsempfängers, sondern die Erreichung des mit der Zuwen- 
dung verfolgten Zwecks. 


28. Abgeordneter 

Erich G. 
Fritz 

(CDU/CSU) 


Wenn die Bundesregierung nicht über derarti- 
ge Informationen verfügt, was unternimmt sie, 
um Transparenz herzustellen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 28. September 2004 

Die Bundesregierung sieht die erforderliche Transparenz dadurch ge- 
währleistet, dass sämtliche Zuwendungen im Bundeshaushalt veran- 
schlagt und in der Rechnungslegung des Bundes nachgewiesen wer- 
den. 


29. Abgeordneter 

Jochen-Konrad 

Fromme 


(CDU/CSU) 


Wurden seit dem Jahre 1985 im Bereich des 
Zentrums für Informations- und Datentechnik 
der Bundesfinanzverwaltung (ZID der BFV) 
Nebentätigkeitsgenehmigungen insbesondere 
in Form von Firmenteilhaben oder Unterhal- 
tung von eigenen Firmen im Bereich Zoll/Zoll- 
software erteilt, und wenn ja, wie weit reichten 
diese jeweils (bitte einzeln aufschlüsseln)? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 30. September 2004 

Die Nebentätigkeit von Beamten richtet sich nach den Bestimmungen 
der §§ 64 ff. Bundesbeamtengesetz (BBG) sowie nach der Bundesne- 
bentätigkeitsverordnung (BNV). Danach sind Nebentätigkeiten mit 
Ausnahme bestimmter, in § 66 Abs. 1 BBG genannter Nebentätigkei- 
ten, grundsätzlich genehmigungspflichtig. Sie werden nur genehmigt, 
wenn bestimmte Grenzen zeitlicher und finanzieller Art nicht über- 
schritten und dienstliche Interessen nicht beeinträchtigt werden. Für 
Angsteilte gelten die Bestimmungen gemäß § 1 1 Bundesangestelltenta- 
rif (BAT) analog. 

Seit dem Jahre 1985 ist im Bereich des Zentrums für Informations- 
und Datentechnik der Bundesfmanzverwaltung (ZID) lediglich eine 
Nebentätigkeitsgenehmigung durch die damalige Oberfmanzdirektion 



Drucksache 15/3877 


- 18 - 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


Frankfurt am Main erteüt worden. Diese wurde allerdings widerrufen, 
nachdem - anlässlich einer Prüfung von Unternehmensbeteiligungen 
leitender Angestellter des Rechenzentrums Frankfurt am Main - 
durch den Bundesrechnungshof festgestellt worden war, dass die Ne- 
bentätigkeit den Bereich Zoll/Zollsoftware berührte und in diesem Zu- 
sammenhang auch eine ungenehmigte Nebentätigkeit vorlag. 

Weitere Genehmigungen von Nebentätigkeiten im Bereich Zoll/Zoll- 
software wurden und werden nicht erteilt, da diese wegen der Gefahr 
einer Interessenkollision mit dienstlichen Belangen nicht genehmi- 
gungsfähig im Sinne des § 65 BBG sind. 

Nebentätigkeiten, die sich auf eine bloße Beteiligung als Gesellschaf- 
ter an Firmen beschränken, sind gemäß § 66 BBG an sich genehmi- 
gungsfrei. Dies gilt jedoch nicht bei einer Verquickung mit Tätigkeiten 
der Zollverwaltung. In diesen Fällen ist der jeweilige Mitarbeiter aus 
dienstrechtlichen und arbeitsvertraglichen Grundsätzen verpflichtet, 
die entsprechende Nebentätigkeit bzw. Firmenbeteiligung anzuzeigen. 
Eine solche Anzeige ist jedoch bis zum jetzigen Zeitpunkt von Mitar- 
beitern des ZID nicht erfolgt. Aus o. a. Prüfung liegen lediglich Er- 
kenntnisse darüber vor, dass ein Mitarbeiter mit einem Vermögensan- 
teil von 50 Prozent an der Firma Trans Cargo Systeme GmbH betei- 
ligt ist, die wiederum zu 5 Prozent an der Firma GEFIZ (Gesellschaft 
für innovative Zollsoftware mbH) und zu 3 Prozent an der Firma 
GEFIL (Gesellschaft für innovative Luftfrachtraum-Software GmbH) 
beteiligt ist. Es handelt sich dabei um eine reine Vermögensanlage. 


30. Abgeordneter 

Bartholomäus 

Kalb 

(CDU/CSU) 


Würde die Bundesregierung im Fall der Über- 
tragung der Ertragshoheit der Kfz-Steuer auf 
den Bund als Ausgleich für die Übertragung 
der Ertragshoheit der Versicherungsteuer auf 
die Länder, wie es vom Bundesminister der Fi- 
nanzen, Hans Eichel, im Interview vom 9. Sep- 
tember 2004 mit der Zeitung „DIE WELT“ 
angeregt wurde, von einer Erhebung der ver- 
waltungsaufwendigen Kfz-Steuer absehen und 
stattdessen die Kfz-Steuer auf die Mineralöl- 
steuer umlegen? 


31. Abgeordneter 

Bartholomäus 

Kalb 

(CDU/CSU) 


In welchem Umfang müsste die Mineralöl- 
steuer erhöht werden, um das bisherige Steuer- 
aufkommen aus der Kfz-Steuer zu erreichen, 
und wie beurteilt die Bundesregierung eine sol- 
che steuerliche Änderung mit Blick auf die be- 
reits jetzt durch den sog. Tanktourismus belas- 
teten grenznahen Tankstellen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 28. September 2004 

Die Bundesregierung hat u. a. im Rahmen der Kommission zur Mo- 
dernisierung der bundesstaatlichen Ordnung ein sog. Steuertauschmo- 
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dell zur Diskussion gestellt, das vorsieht, dem Bund hinsichtlich der 
Kraftfahrzeugsteuer zusätzlich zur Gesetzgebungskompetenz die Er- 
tragshoheit sowie ggf. die Verwaltungskompetenz und bezüglich der 
Biersteuer neben der Gesetzgebungs- und Verwaltungskompetenz 
auch die Ertragshoheit einzuräumen. Im Gegenzug sollen die Länder 
im Hinblick auf die Versicherungssteuer zusätzlich zur Verwaltungs- 
kompetenz die Ertragshoheit erhalten. Ein genereller Vorteil dieses 
Ansatzes besteht nach Auffassung der Bundesregierung darin, dass im 
Tauschfalle Kraftfahrzeugsteuer und Mineralölsteuer besser in alleini- 
ger Kompetenz des Deutschen Bundestages aufeinander abgestimmt 
und auf ihre unterschiedlichen fiskalischen, wirtschafts-, Verkehrs- und 
umweltpolitischen Zielsetzungen ausgerichtet werden können. Zum 
jetzigen Zeitpunkt erübrigt es sich daher, bereits konkrete Eolgerun- 
gen aus einem möglichen Steuertausch zu ziehen. 

Im Übrigen hat das Bundesministerium der Einanzen im Rahmen der 
nach Artikel 6 des Gesetzes zur stärkeren Berücksichtigung der Schad- 
stoffemissionen bei der Besteuerung von Personenkraftwagen (Kraft- 
fahrzeugsteueränderungsgesetz 1997) festgelegten Überprüfung der 
Auswirkungen dieses Gesetzes das Rheinisch-Westfälische Institut für 
Wirtschaftsforschung in Essen (RWI Essen) beauftragt, ein Gutachten 
zur Erage einer Umlegung der Kraftfahrzeugsteuer auf die Mineralöl- 
steuer zu erstellen. Das Ergebnis der Untersuchung, das bislang nicht 
vorliegt, müsste sinnvollerweise in Überlegungen zur Umgestaltung 
von Kraftfahrzeug- und/oder Mineralölsteuer einbezogen werden. 
Das gilt auch im Hinblick darauf, inwieweit im Ealle einer Umlegung 
der Kraftfahrzeugsteuer die Mineralölsteuer zu erhöhen wäre. 


32. Abgeordneter 

Bartholomäus 

Kalb 

(CDU/CSU) 


Plant die Bundesregierung über das branchen- 
bezogene Aktionsbündnis gegen Schwarzar- 
beit und ülegale Beschäftigung in der Bauwirt- 
schaft, wie in der Antwort der Parlamentari- 
schen Staatssekretärin beim Bundesminister 
der Einanzen, Dr. Barbara Hendricks, vom 
29. Juli 2004 auf meine schriftliche Erage 18 
auf Bundestagsdrucksache 15/3632 dargestellt, 
hinausgehende Maßnahmen zur zielgruppen- 
spezifischen Öffentlichkeitsarbeit, und wenn 
ja, welche? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 28. September 2004 

Das Bundesministerium der Einanzen wird ab Oktober 2004 eine An- 
zeigenserie zur Thematik „Bekämpfung der Schwarzarbeit“ starten. 
Die Anzeigen erscheinen in branchenspezifischen Magazinen des 
Bau-, Gastronomie-, Handwerks-, Reinigungs-, Taxi- bzw. Mietwagen- 
und des Speditionsgewerbes; alles Branchen, in denen gesetzestreue 
Unternehmer und Arbeitnehmer in besonders hohem Maße von Wett- 
bewerbsverzerrungen bzw. vom Verlust des Sozialversicherungspflich- 
tigen Arbeitsplatzes durch Schwarzarbeit und illegale Beschäftigung 
bedroht sind. 



Drucksache 15/3877 


- 20 - 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


Zusätzlich unterstützt das Bundesfinanzministerium die Gründung 
zentraler, regionaler oder lokaler Aktionsbündnisse. Beispielhaft ist 
hier das branchenbezogene Aktionsbündnis gegen Schwarzarbeit und 
illegale Beschäftigung in der Bauwirtschaft zu nennen, das am 13. Sep- 
tember 2004 unter Beteüigung des Bundesministers der Finanzen und 
der drei Tarifvertragsparteien des Baugewerbes gegründet wurde. Ein 
hierzu erstellter Flyer wird bei den beteiligten Dienststellen der Bun- 
deszollverwaltung (hier: Finanzkontrolle Schwarzarbeit) ausgelegt. 


33. Abgeordneter 

Bartholomäus 

Kalb 

(CDU/CSU) 


Welche Kosten verursacht diese Form der 
Öffentlichkeitsarbeit beim Bundesministerium 
der Finanzen bzw. den Bündnispartnern? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 28. September 2004 

Die Kosten für die Umsetzung der Anzeigenserie (rd. 50 Anzeigen) 
und die Erstellung des Flyers betragen nach gegenwärtigem Projekt- 
und Auflagenstand rund 700 Tausend Euro. Eine zuverlässige Belas- 
tung des Portfolios ist erst mit Jahresabschluss 2004 möglich (z. B. we- 
gen nachträglich gewährter Gutschriften im Bereich der Medienschalt- 
planung). Dies gilt auch für personengebundene Kosten (z. B. Reise- 
kosten), die im Rahmen von Bündnisveranstaltungen entstehen kön- 
nen. 

Über die Höhe der Aufwendungen für Öffentlichkeitsarbeit der Bünd- 
nispartner liegen keine Erkenntnisse vor. 


34. Abgeordneter 
Hartmut 
Koschyk 

(CDU/CSU) 


Gibt das Schreiben des Bundesministeriums 
der Finanzen vom 26. Aprü 2004 mit dem 
Aktenzeichen V B 5-01260-1539/04 die Auffas- 
sung der gesamten Bundesregierung wieder? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 21. September 2004 

Die von Ihnen zitierte Beantwortung einer Eingabe an den Bundes- 
minister der Finanzen erfolgte auf der Grundlage der Haltung der 
Bundesregierung zu Restitutionsforderungen deutscher Staatsbürger 
gegenüber Polen (vgl. Antwort der Bundesregierung vom 6. Mai 2002 
auf die Kleine Anfrage der Fraktion der PDS, Bundestagsdrucksache 
14/9011, „Vorbemerkung der Bundesregierung“). 

Der Bundeskanzler hat am 1. August 2004 in Warschau erklärt, dass 
es heute „keinen Raum mehr für Restitutionsansprüche aus Deutsch- 
land geben (darf), die die Geschichte auf den Kopf stellen. Die mit 
dem Zweiten Weltkrieg zusammenhängenden Vermögensfragen sind 
für beide Regierungen kein Thema mehr in den deutsch-polnischen 
Beziehungen. Weder die Bundesregierung noch andere ernst zu neh- 
mende politische Kräfte in Deutschland unterstützen individuelle For- 
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derungen, soweit sie dennoch geltend gemacht werden. Diese Position 
wird die Bundesregierung auch vor allen internationalen Gerichten 
vertreten.“ 


35. Abgeordneter 

Stefan 

Müller 

(Erlangen) 

(CDU/CSU) 


Welche Gründe sind nach Meinung der Bun- 
desregierung für die zurückhaltende Kreditver- 
gabepolitik der Kreditinstitute an kleine und 
mittlere Unternehmen ausschlaggebend? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 30. September 2004 

Von verschiedenen Seiten wurde in letzter Zeit auf die Problematik 
hingewiesen, dass die Banken in Deutschland verstärkt eine zurückhal- 
tende Kreditvergabepolitik praktizieren und sich infolge dessen gera- 
de kleine und mittlere Unternehmen zunehmend mit Finanzierungs- 
problemen konfrontiert sehen. Diese Entwicklungen sind primär da- 
durch erklärbar, dass die Geschäftsbanken ihre Kreditvergaberichtli- 
nien tendenziell strikter gefasst haben und dies allgemein zu einer stär- 
keren Zurückhaltung bei der Vergabe von Krediten geführt hat. Des- 
sen ungeachtet lässt sich gleichwohl eine Kreditklemme nicht konsta- 
tieren. 

Hierbei ist zu berücksichtigen, dass die Zahl der Unternehmensinsol- 
venzen in den vergangenen Jahren einen hohen Wert erreicht hat und 
Kreditinstitute hierdurch gezwungen waren, hohe Wertberichtigungen 
vorzunehmen. Auf Grund dieser Erfahrungen sind die Kreditinstitute 
flächendeckend dazu übergegangen, die im Rahmen einer Kreditent- 
scheidung vorzunehmenden Bonitäts- und Risikoanalysen von Unter- 
nehmen entsprechend deutlich differenzierter durchzuführen und in 
einem Gesamturteil auch zukunftsgerichtete Aspekte, wie z. B. die 
langfristigen Erfolgsaussichten von Unternehmen, sorgfältig in 
Betracht zu ziehen. Dies wird auch im Rahmen der Umsetzung von 
Basel II immer wichtiger, da die Eigenmittelunterlegung von der spe- 
zifischen Bonität des Kreditnehmers abhängt. 


36. Abgeordneter 

Stefan 

Müller 

(Erlangen) 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung einen Zusammen- 
hang zwischen der Kreditvergabepolitik der 
Banken und den strengen bank- und aufsichts- 
rechtlichen Vorschriften in Deutschland? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 30. September 2004 

Die bankaufsichtlichen Vorschriften verlangen, dass jedes Kreditinsti- 
tut sich anhand von geeigneten Unterlagen ein klares Bild über die 
aus der Kreditvergabe resultierenden Risiken verschafft, um sie als 
auf Dauer verkraftbar beurteilen zu können. So dient auch die Vor- 
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Schrift des § 18 KWG und die dazu entwickelte Verwaltungspraxis der 
BaFin dazu, den Kreditinstituten die Basis für die notwendige Risi- 
koeinschätzung zu schaffen. Ihre materielle Einhaltung bildet damit 
das Fundament eines modernen Risikomanagementprozesses jeder 
Bank. 

Die Überprüfung der wirtschaftlichen Verhältnisse ihrer Kreditneh- 
mer liegt letztlich im wohlverstandenen eigenen Interesse der Banken 
und deren Kunden, die ihr Geld der Bank anvertraut haben. Die deut- 
schen Regelungen entsprechen den Anforderungen der Mindestvor- 
schriften der entsprechenden EU-Richtlinie. Ein spezieller Zusam- 
menhang zwischen den deutschen bank- und aufsichtsrechtlichen Vor- 
schriften und der von den Kreditinstituten praktizierten risikosensiti- 
veren Kreditvergabepolitik besteht insoweit nicht; auf die in der Be- 
antwortung zu der Frage 35 angeführten Argumente verweise ich. 


37. Abgeordneter 

Stefan 

Müller 

(Erlangen) 

(CDU/CSU) 


Welche Wettbewerbsnachteile ergeben sich 
aus Sicht der Bundesregierung für die deut- 
schen Banken aufgrund der strengen Regelun- 
gen des § 1 8 Kreditwesengesetz gegenüber den 
Vorschriften des österreichischen Bankengeset- 
zes? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 30. September 2004 

Auch nach der österreichischen Finanzmarktaufsicht (FMA) kommt 
der adäquaten Begrenzung von Adressenausfallrisiken im Kreditge- 
schäft eine besondere Bedeutung zu. Gemäß § 27 Abs. 8 des österrei- 
chischen Bankwesengesetzes (BWG) muss sich ein Kreditgeber die 
wirtschaftlichen Verhältnisse offen legen lassen, wenn gemäß § 27 
Abs. 2 BWG eine sog. Großveranlagung (10% der anrechenbaren Ei- 
genmittel des KI) vorliegt oder der Kredit 750 000 Euro überschreitet. 
Anders als das deutsche Kreditwesengesetz (KWG), das in § 18 KWG 
ausschließlich an der absoluten Höhe des Kreditbetrages (250 000 Eu- 
ro) anknüpft und die Höhe des Eigenkapitals des Kreditgebers unbe- 
rücksichtigt lässt, normiert das BWG demnach einen gemischt abs- 
trakt-individuellen Ansatz, der dazu führen kann, dass die Offenle- 
gungspflicht bei Instituten mit einer geringen Bilanzsumme auch be- 
reits unter der Schwelle von 750 000 Euro zum Tragen kommt. 

Für deutsche Kreditinstitute, die z. B. in grenznahen Anrainerregio- 
nen mit österreichischen Instituten im Wettbewerb stehen, könnte ein 
möglicher Wettbewerbsnachteil dann nicht gänzlich ausgeschlossen 
werden, wenn und soweit ein potenzieller Kreditkunde die Wahl sei- 
ner Bank tatsächlich ausschließlich davon abhängig macht, dass er der 
Kredit gebenden Bank seine wirtschaftlichen Verhältnisse nicht voll- 
ständig offen legen muss. In der Praxis dürfte dies aber neben den spe- 
zifischen Kreditkonditionen nur ein Einzelaspekt der Kundenentschei- 
dung sein. 
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38. Abgeordneter 

Dr. Volker 

Wissing 

(FDP) 


Auf welche Gesamtsumme beläuft sich nach 
Ansicht der Bundesregierung der Missbrauch 
staatlicher Leistungen (Subventionen, Steuer- 
vorteile, Sozialleistungen etc.), und welche 
Maßnahmen plant die Bundesregierung, um 
einen solchen Missbrauch künftig auszuschlie- 
ßen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 24. September 2004 

Eine Gesamtsumme über das Ausmaß des Missbrauchs staatlicher 
Leistungen ist der Bundesregierung nicht bekannt. Als Missbrauch 
lässt sich im Allgemeinen auch nur der falsche Gebrauch eines Rechts, 
einer Sache oder Person feststellen. Darüber hinaus hat sich der allge- 
meine Grundsatz entwickelt, dass der im Widerspruch zur sozialen 
Zweckbestimmung stehende Gebrauch subjektiver Rechte einen Miss- 
brauch darstellt. Begegnet werden kann dem Missbrauch administra- 
tiv und gesetzestechnisch durch möglichst klare Gesetzesregelungen 
und möglichst wenig Ausnahmetatbestände. Ferner können Sanktio- 
nen und Strafen sowie Kontrollen und politische Appelle eingesetzt 
werden. Die Bundesregierung wird auch künftig an ihrem Ziel festhal- 
ten, Subventionen und Steuervergünstigungen abzubauen. Durch die- 
se Maßnahmen kann der Missbrauch staatlicher Leistungen einge- 
dämmt werden. 

Nicht unter den Tatbestand des Missbrauchs fallen so genannte Mit- 
nahmeeffekte. Hier steht dem Anspruchsberechtigten ein Recht auf 
staatliche Unterstützung im Rahmen von Subventionen, Steuerver- 
günstigungen und sonstigen staatlichen Leistungen zu, obwohl ein 
Bedarf des Einzelnen zum Erhalt dieser Leistungen im eigentlichen 
Sinne nicht besteht und Ausgaben aus eigenen finanziellen Mitteln 
bestritten werden könnten. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Arbeit 


39. Abgeordnete 
Vera 
Dominke 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung Angaben dazu ma- 
chen, wozu die bei Konfessionslosen pauschal 
vom Arbeitslosengeld abgezogene Kirchen- 
steuer verwandt wird, wenn diese nicht an die 
Kirchen abgeführt wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres 
vom 29. September 2004 

Arbeitslosengeld ist eine Steuer- und damit auch kirchensteuerfreie 
Geldleistung. Es wird deshalb auch keine Kirchensteuer vom Arbeits- 
losengeld einbehalten und an die Kirchen abgeführt. 
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Die Kirchensteuer wird lediglich als fiktive Rechengröße bei der Be- 
rechnung des Arbeitslosengeldes herangezogen. Grundlage bildet das 
pauschalierte Nettoentgelt (Leistungsentgelt), das sich ergibt, wenn 
das der Bemessung der Leistung zugrunde liegende Bruttoarbeitsent- 
gelt, das der betroffene Arbeitnehmer vor der Arbeitslosigkeit zuletzt 
erzielt hat, um die gesetzlichen Entgeltabzüge vermindert wird, die bei 
Arbeitnehmern gewöhnlich anfallen. Das Arbeitslosengeld beträgt da- 
nach für Arbeitslose mit mindestens einem Kind im Sinne des Steuer- 
rechts 67 Prozent, für die übrigen Leistungsberechtigten 60 Prozent 
des Leistungsentgelts. 

Bei den Entgeltabzügen, die bei der Ermittlung des pauschalierten 
Eeistungsentgelts zugrunde zu legen sind, handelt es sich um Beträge 
für Steuern und Sozialversicherungsbeiträge, die ein durchschnittli- 
cher Arbeitnehmer zu entrichten hat. Zu diesen Abzügen gehört auch 
die Kirchensteuer, weil und so lange die überwiegende Zahl der Ar- 
beitnehmer diese Abgabe entrichtet. Dementsprechend sieht die ge- 
setzliche Ermächtigung zur Bestimmung des Eeistungsentgelts vor, 
dass bei der Eestsetzung der Höhe der Entgeltersatzleistungen der Ar- 
beitsförderung als rechnerischer Eohnabzug auch einen Betrag in Hö- 
he des niedrigsten Kirchensteuerhebesatzes zu berücksichtigen ist. 
Der rechnerische Abzug der gewöhnlich anfallenden gesetzlichen Ab- 
züge soll gewährleisten, dass die Höhe des Steuer- und sozialabgaben- 
freien Arbeitslosengeldes annähernd an dem (Netto-)arbeitsentgelt 
ausgerichtet ist, das einem beschäftigten Arbeitnehmer zur Bestrei- 
tung seines Eebensuntehaltes tatsächlich zur Verfügung steht. 


40. Abgeordnete 
Vera 
Dominke 

(CDU/CSU) 


Wie können sich Arbeitslose, die keiner christ- 
lichen Religionsgemeinschaft angehören, von 
diesem Kirchensteuerabzug befreien lassen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres 
vom 29. September 2004 

Ein tatsächlicher Abzug von Kirchensteuer erfolgt, wie oben beschrie- 
ben, nicht. 

Das Dritte Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt 
vom 23. Dezember 2003 sieht jedoch vor, ab dem Jahr 2005 die 
Kirchensteuer bei der Ermittlung der Bemessungsgrundlage für das 
Arbeitslosengeld nicht mehr als Entgeltabzug zu berücksichtigen, der 
bei Arbeitnehmern gewöhnlich anfällt. 


4L Abgeordnete Beabsichtigt die Bundesregierung, der Gruppe 

Gudrun der Ereien Berufe für besondere Veranstaltun- 

Kopp gen eine Eestkontingentierung im Auslands- 

(EDP) messekonzept und Eörderprogramm des Bun- 

desministeriums für Wirtschaft und Arbeit zu- 
zugestehen, wie dies auch dem Handwerk mit 
zwei Veranstaltungen pro Jahr gewährt wor- 
den ist? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rezzo Schlauch 
vom 27. September 2004 

Die Bundesregierung ist - durch das Bundesministerium für Wirt- 
schaft und Arbeit - selbstverständlich bereit, auch Vorschläge der 
Freien Berufe für spezifische Auslandsmessen auf Finanzierbarkeit 
und Programmkompatibilität zu prüfen. 

Hintergrund der Berücksichtigung des Handwerks war, dass der Zent- 
ralverband des deutschen Handwerks (ZDH) eine entsprechende Bitte 
an das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit herangetragen 
hatte. Es wurden vom ZDH mehrere konkrete Vorschläge für hand- 
werksspezifische Auslandsmessen gemacht, die von meinem Haus 
fachlich und inhaltlich geprüft wurden. Von diesen konnten aus Grün- 
den der finanziellen Begrenztheit des Förderprogramms zwei Messen 
zugesagt werden. 

Das gleiche Verfahren steht selbstverständlich auch den Freien Beru- 
fen offen; von vorneherein festgelegte und zugesagte Quoten („Fest- 
kontingentierung“) gibt es nicht. 


42. Abgeordneter 

Michael 

Kretschmer 

(CDU/CSU) 


Sind die Wasserkosten mit der Umsetzung der 
Hartz IV-Reform weiterhin Teil der Kostenbe- 
rechnung für die Unterkunft, werden somit als 
Leistung für Wohnung und Heizung gemäß 
§ 22 Zweites Buch Sozialgesetzbuch übernom- 
men, oder sind sie ab dem 1. Januar 2005 Be- 
standteü des Regelsatzes des Arbeitslosengel- 
des II und welche Möglichkeiten zur Erstat- 
tung von Hausrat- oder Privathaftpfiichtversi- 
cherungen bestehen zukünftig? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres 
vom 1. Oktober 2004 

Die Kosten für Kaltwasser sind den Nebenkosten im Rahmen der 
nach § 22 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch (SGB II) gesondert zu 
erbringenden Leistungen für Unterkunft und Heizung zuzuordnen. 
Sie sind nicht in den Regelleistungen zur Sicherung des Lebensunter- 
haltes nach § 20 SGB II enthalten. 

Ausgaben für Hausrat- oder Privathaftpfiichtversicherungen sind dem- 
gegenüber aus den Regelleistungen zur Sicherung des Lebensunterhal- 
tes zu bestreiten. Sie gehören nicht zu den Kosten der Unterkunft. 

Allerdings sind Beiträge für derartige Versicherungen, wenn ein Mit- 
glied der Bedarfsgemeinschaft Einnahmen hat, bei der Feststellung 
des zu berücksichtigenden Einkommens als Beiträge zu privaten Ver- 
sicherungen, die nach Grund und Höhe angemessen sind, vom Ein- 
kommen abzusetzen (§11 Abs. 2 Nr. 3 SGB II). Nach der in der Ar- 
beitslosengeld Il-Sozialgeld-Verordnung festgelegten Regelung wird 
hierbei als Pauschbetrag für private Versicherungen, die nach Grund 
und Höhe angemessen sind, bei volljährigen Hilfebedürftigen und bei 
minerjährigen Hilfebedürftigen, soweit diese nicht mit volljährigen 
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Hilfebedürftigen in Bedarfsgemeinschaft leben, ein Betrag in Höhe 
von 30 Euro monatlich abgesetzt. 


43. Abgeordneter 

Dirk 

Niebel 

(FDP) 


Wie viele Ich-AGs wurden seit Einführung 
gegründet, aufgeschlüsselt nach den größten 
Branchen, und wie viele befinden sich im zwei- 
ten Förderjahr? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres 
vom 29. September 2004 

Im Zeitraum vom 1. Januar 2003 bis Ende August 2004 sind insge- 
samt 192 307 Existenzgründer als sog. Ich-AG gefördert worden. Die 
Zugehörigkeit der geförderten Existenzgründer zu einzelnen Bran- 
chen (Wirtschaftsabteilungen) ist der beigefügten Tabelle 1*) zu ent- 
nehmen. 

Ende August 2004 wurden 27 486 Existenzgründer im zweiten Jahr 
gefördert. Dies entspricht 53 Prozent der Förderzugänge zwischen Ja- 
nuar und August 2003 (51 859 Förderpersonen), d. h. derjenigen 
Gruppe unter den insgeamt 157 356 Beziehern des Existenzgrün- 
dungszuschusses Ende August 2004, die bereits mindestens ein Jahr 
gefördert worden sind. 


44. Abgeordneter 

Dirk 

Niebel 

(FDP) 


Wie viele Ich-AGs sind inzwischen wieder auf- 
gegeben worden, aufgeschlüsselt nach den 
größten Branchen, und werden neue Ge- 
schäftsideen von ausgestiegenen Ich-AGs vor 
der Bewilligung einer weiteren Ich-AG über- 
prüft? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres 
vom 29. September 2004 

Zur genauen Anzahl der mit dem Existenzgründungszuschuss 
(EXGZ) unterstützten Selbständigen, die ihre Tätigkeit zwischenzeit- 
lich wieder aufgegeben haben, liegen noch keine verlässlichen Infor- 
mationen vor. Dies ist zum einen darin begründet, dass eine „Aufga- 
be“ der Selbständigkeit nicht gleichzusetzen ist mit der Beendigung 
der Förderung. Zum anderen lassen sich inhaltlich und methodisch 
sinnvolle Aussagen über die Gründe der Beendigung der Förderung 
erst nach Vorliegen von Verbleibsuntersuchungen treffen. Derartige 
Untersuchungen werden im Rahmen der Evaluation der Gesetze für 
moderne Dienstleistung am Arbeitsmarkt frühestens im Jahr 2005 
vorliegen. 

Als vorläufiges Bild lässt sich festhalten: Die För der Statistik der Bun- 
desagentur für Arbeit weist monatliche Abgänge aus der Förderung 


*) Vom Abdruck der Anlage wurde aufgrund der Nummer 13 Satz 2 in Verbindung mit 
Nummer 1 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die Fragestunde und für die 
schriftlichen Einzelfragen abgesehen. 
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aus. Die beigefügte Tabelle 2*) enthält die sektorale Verteilung der ku- 
mulierten monatlichen Abgänge aus der Förderung (nach Wirtschafts- 
abteilungen). 

Bei der Interpretation dieser Angaben ist jedoch zu beachten, dass 
sich darunter auch Fälle befinden, die nach Ablauf des ersten Bewilli- 
gungsjahres als Förderaustritte gebucht, wegen noch laufender An- 
tragsverfahren jedoch zu einem späteren Zeitpunkt weiter bewilligt 
wurden (unechte Austritte). Die Bundesagentur für Arbeit schätzt, 
dass rund ein Fünftel der insgesamt 24 373 Förderfälle mit Zugang 
zwischen Januar und August 2003, die sich Ende August 2004 nicht 
im zweiten Bewilligungsjahr befanden (siehe auch Antwort zu Fra- 
ge 43), Förderdauern von unter einem Jahr aufwiesen. Diese können 
als „echte Förderabbrüche“ angesehen werden, während über den 
Verbleib der anderen aktuell noch keine gesicherten Erkenntnisse vor- 
liegen. Hierunter fallen auch Personen, bei denen es noch zu einer 
Weiterbewilligung kommen könnte oder die wegen Überschreitens 
der förderrechtlich maßgeblichen Obergrenze des Arbeitseinkommens 
von 25 000 Euro im Jahr nicht mehr gefördert werden können. 

Die Überprüfung von erneuten Anträgen auf Existenzgründungszu- 
schuss durch die Agenturen für Arbeit richtet sich nach den gesetzli- 
chen Bestimmungen: Seit dem 1. Januar 2004 ist eine erneute Förde- 
rung mit dem Existenzgründungszuschuss (oder mit Überbrückungs- 
geld) ausgeschlossen, wenn nach Beendigung einer Förderung der 
Aufnahme einer selbständigen Tätigkeit noch nicht 24 Monate vergan- 
gen sind; von dieser Frist kann nur wegen besonderer in der Person 
liegender Gründe abgesehen werden (§ 4211 Abs. 4 Nr. 2 und § 57 
Abs. 4 SGB III). Nach dem am 24. September 2004 in dritter Lesung 
vom Deutschen Bundestag beschlossenen Vierten Gesetz zur Ände- 
rung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze wer- 
den die Agenturen für Arbeit künftig die Vorlage einer Stellungnahme 
einer fachkundigen Stelle über die Tragfähigkeit der Existenzgrün- 
dung verlangen (§ 421 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 SGB III). 


45. Abgeordnete 
Andrea 
Voßhoff 

(CDU/CSU) 


Will die Bundesregierung die gegenwärtige 
Regelung zum Arbeitslosengeld II ändern, 
nach der bei der Berechnung des Arbeitslosen- 
geldes II Unterhaltszahlungen des/r Lebensge- 
fährten/in eines/r Antragstellers/in an Dritte 
nicht vom Nettoeinkommen der Bedarfsge- 
meinschaft in Abzug gebracht werden können, 
und wenn ja, wie? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres 
vom 29. September 2004 

Für die Berechnung des Arbeitslosengeldes II (Alg II) sind die Rege- 
lungen des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch (SGB II - Grundsiche- 
rung für Arbeitsuchende) maßgeblich. Im SGB gilt das so genannte 
Bedarfsgemeinschaftsprinzip. Dies bedeutet, dass die Mitglieder der 
Bedarfsgemeinschaft ihr gesamtes - um Absetzbeträge gemindertes - 
anrechenbares Einkommen in die neue Bedarfsgemeinschaft einzu- 
bringen haben, um deren Lebensunterhalt zu bestreiten. Im SGB II 
gibt es - wie im Sozialhilferecht auch - keine explizite Regelung, die 
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eine einkommensmindernde Berücksichtigung von Unterhaltspflich- 
ten vorsieht, die gegenüber Dritten (insbesondere Kindern) zu erfüllen 
sind, die nicht mit dem Unterhaltspflichtigen Zusammenleben. 

Allerdings ist zu berücksichtigen, dass Einkommensteile, die aufgrund 
eines titulierten Unterhaltsanspruchs gepfändet sind, den Betroffenen 
nicht als „bereites“, d. h. einsatzfähiges Einkommen im Sinne des § 1 1 
Abs. 1 SGB II zur Verfügung stehen. Dies gilt im Ergebnis wegen der 
jederzeitigen Pfändbarkeit auch für titulierte Unterhaltsansprüche. 
Denn minderjährige unverheiratete Kinder haben gegenüber der Ee- 
bensgefährtin des unterhaltsverpflichteten Vaters nach der Wertent- 
scheidung des Unterhaltsrechts in jedem Ealle Vorrang, da die Ee- 
bensgefährtin selbst gar keinen zivilrechtlichen Unterhaltsanspruch 
gegenüber ihrem Partner, dem unterhaltsverpflichteten Vater hat. Die- 
se Rangfolge des Unterhaltsrechts spiegelt die Werteordnung des 
Grundgesetzes wider, insbesondere den Schutz von Ehe und Eamilie 
nach Artikel 6 GG. Dies muss bei der Auslegung von § 11 Abs. 1 
SGB II und der Bestimmung des einsatzfähigen Einkommens berück- 
sichtigt werden. 

Die Bundesagentur für Arbeit wird daher im Rahmen der Durchfüh- 
rungsanweisung zu § 1 1 SGB II (Einkommensbegrifl) klarstellen, dass 
Unterhaltsansprüche, die ein Unterhaltsverpflichteter aufgrund eines 
mindestens titulierten Unterhaltsanspruchs zu erbringen hat und auch 
tatsächlich erbringt, von dem um die Absetzbeträge bereinigten Ein- 
kommen des Unterhaltsverpflichteten abzuziehen sind, wenn es sich 
um Unterhaltspflichten gegenüber Personen handelt, die mit dem Un- 
terhaltsverpflichteten nicht in Bedarfsgemeinschaft leben und die ge- 
genüber den Mitgliedern der Bedarfsgemeinschaft des Unterhaltsver- 
pflichteten unterhaltsrechtlich vorrangig sind oder diesen zumindest 
im Rang gleichstehen. 

Nicht titulierte Unterhaltspflichten können dagegen nicht vom Ein- 
kommen abgesetzt werden, weil anderenfalls von dem für das SGB II 
zuständigen Träger im Einzelfall die Notwendigkeit und Angemessen- 
heit der vorgetragenen Unterhaltspflichten geprüft werden müsste. 

Eine gesetzliche Änderung ist nach alledem mithin nicht erforderlich, 
weil das Einkommen dem Unterhaltsverpflichteten in Höhe des titu- 
lierten oder gepfändeten Anspruchs faktisch nicht zur Verfügung 
steht. Zugleich wird es - wie von der Bundesregierung bereits in der 
Antwort auf die schriftlichen Eragen von Antje Blumenthal in Aus- 
sicht gestellt (Eragen 31 und 32 in Bundestagsdrucksache 15/3694) - 
für sinnvoll erachtet, gesetzliche Klarstellungen im zeitlichen Zusam- 
menhang mit der Unterhaltsrechtsreform zu prüfen. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft 


46. Abgeordneter 
Werner 
Kuhn 
(Zingst) 

(CDU/CSU) 


Seit welchem Jahr sind der Bundesregierung 
Erkenntnisse über das Auftreten von Viszera- 
lem Botulismus in deutschen Milchviehbetrie- 
ben bekannt, und wie viele betroffene Betriebe 
wurden bis heute gemeldet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Gerald Thalheim 
vom 23. September 2004 

Erste Mitteilungen zum Krankheitsbild des „viszeralen Botulismus“ 
liegen dem Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernährung 
und Eandwirtschaft (BMVEE) seit 2001 vor. Eälle, die zu diesem 
Krankheitskomplex zu rechnen sind, werden bereits aus den späten 
neunziger Jahren berichtet. Seit 2002 beschäftigt sich das BMVEE in- 
tensiv mit der Problematik. 

Da die Erkrankung weder anzeige- noch meldepflichtig ist, liegen kei- 
ne konkreten Zahlen über die betroffenen Betriebe vor. 


47. Abgeordneter 
Werner 
Kuhn 
(Zingst) 

(CDU/CSU) 


Sind der Bundesregierung die Ursachen des 
Viszeralen Botulismus bekannt, und wenn 
nein, warum nicht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Gerald Thalheim 
vom 23. September 2004 

Die Ursachen für den „viszeralen Botulismus“ sind zurzeit noch nicht 
vollständig geklärt. 

Nach wie vor ist es wissenschaftlich nicht gesichert, ob das so bezeich- 
nete Krankheitsbild des „viszeralen Botulismus“ als eigenständiges 
Krankheitsgeschehen bei Rindern auftritt, oder, ob es sich um eine 
multikausal bedingte, unspezifische Paktorenkrankheit handelt. 

Derzeitiger wissenschaftlicher Meinungsstand ist, dass einer Toxinbil- 
dung im Darm von Rindern eine Pehlernährung mit einer Verände- 
rung der Darmflora (Dysbiose) vorausgeht, die durch nicht optimale 
Haltungsbedingungen und eine nicht Wiederkäuer- und leistungsange- 
passte Versorgung der Tiere verstärkt wird. Der direkte Zusammen- 
hang zwischen Aufnahme von Clostridien und dem Auftreten der kli- 
nischen Erscheinungen ist bisher nicht erbracht. Insofern erscheint es 
angezeigt, das Krankheitsbild bis zum Vorliegen weiterer Erkenntnis- 
se als eine Paktorenerkrankung unter Beteiligung von Clostridien zu 
bezeichnen. Zur Klärung der Ursachen des Krankheitskomplexes 
prüft das BMVEE aktuell ein umfangreiches Porschungsvorhaben, 
das auf 3 bis 6 Jahre angelegt ist. 
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48. Abgeordneter 
Werner 
Kuhn 
(Zingst) 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung Handlungsbedarf 
auf dem Gebiet der Diagnostik des Viszeralen 
Botulismus, und wenn nein, warum nicht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Gerald Thalheim 
vom 23. September 2004 

Die Toxin diagnostik (Clostridium botulinum) ist derzeit nur mit Hilfe 
des Mäuseinjektionstests mit ausreichender Empfindlichkeit möglich; 
hierfür werden jedoch spezifische Antiseren benötigt, die kommerziell 
nicht verfügbar sind. Ohne diese bestehen an der Spezifität des Tests 
Zweifel, da Kreuzreaktionen mit anderen bakteriellen Toxinen wahr- 
scheinlich sind. Andere Bakterienspezies des Genus Clostridium, die 
gleichartige Toxine wie Clostridium Botulinum bilden können, gehö- 
ren zur Normalflora des bovinen Gastrointestinaltrakts. Insoweit ist 
die Ursachenaufklärung bei Auftreten entsprechender Krankheits- 
symptome bei Rindern nur begrenzt möglich. 

Das Friedrich-Loeffler-Institut (ELI) hat sich der Problematik auf Bit- 
ten des BMVEE angenommen, um insbesondere die Fragestellungen 
um die Standardisierung der Diagnostik zu klären. In Anbetracht des 
komplizierten fachlichen Sachverhaltes dürfte hier jedoch nicht mit 
kurzfristigen Eösungen zu rechnen sein. 


49. Abgeordneter 
Werner 
Kuhn 
(Zingst) 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
eingeleitet, um Betriebe, deren Rinderbestände 
von Viszeralem Botulismus befallen sind, zu 
unterstützen, und welche verbindlichen Vorga- 
ben seitens der Bundesregierung existieren, um 
den betroffenen Tierhaltern die zur Diagnostik 
der Erkrankung anfallenden Untersuchungs- 
kosten zu erstatten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Gerald Thalheim 
vom 23. September 2004 

Die Zuständigkeit für die Tierseuchenbekämpfung einschließlich der 
finanziellen Maßnahmen für betroffene Betriebe obliegt den Eändern. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


50. Abgeordnete 

Gitta 

Connemann 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, dass das 
Bundesministerium der Verteidigung (BMVg) 
anlässlich der Informationsbesuche von Schü- 
lergruppen in einigen Fällen, wie z. B. bei einer 
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Gruppe, die am 8. November 2004 beim 
BMVg in Berlin zu Gast sein wird, anstelle 
eines ernährungsbewussten Mittagessens wahl- 
weise auch Gutscheine für Mahlzeiten in 
McDonald’s-Restaurants ausgibt, und wie be- 
urteilt sie diese Vorgehensweise? 


51. Abgeordnete 

Gitta 

Connemann 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung in dieser Vorge- 
hensweise eine Diskrepanz zu Programmen 
und Aktionen, wie z. B. dem der Plattform 
„Ernährung und Bewegung“, zu deren Initiato- 
ren u. a. das Bundesministerium für Verbrau- 
cherschutz, Ernährung und Eandwirtschaft 
(BMVEE) zählt, oder zur Aktion „Kinder- 
Eeicht“, die ebenfalls unter der Verantwortung 
des BMVEE durchgeführt wird, und wie be- 
gründet sie ihre Haltung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Kolbow 
vom 27. September 2004 

Allen Schülergruppen, die im Rahmen von Informationsreisen den 
zweiten Dienstsitz des Bundesministeriums der Verteidigung in Berlin 
besuchen, wird - soweit die Besuchszeiten dies erlauben - eine kosten- 
lose Mittagsverpflegung angeboten. 

Im Gegensatz zum ersten Dienstsitz des Bundesministeriums der Ver- 
teidigung in Bonn steht in Berlin allerdings keine Truppenküche in 
einer räumlich akzeptablen Entfernung zur Verfügung; gleichzeitig er- 
lauben die Kapazitäten der Behördenkantine (Eohmeier & Deimel) 
eine Verpflegung externer Gruppen erst nach 13.00 Uhr. 

Trotz dieser einschränkenden Gegebenheiten ist es das Ziel des Bun- 
desministeriums der Verteidigung, insbesondere für Jugend- und 
Schülergrupen grundsätzlich eine Mittagsverpflegung während ihres 
Besuchstags in Berlin sicherzustellen. Den Gruppen wird deshalb 
durch den Besucherdienst des Bundesministeriums der Verteidigung 
am zweiten Dienstsitz eine unentgeltliche Mittagsverpflegung in der 
Behördenkantine nach 13.00 Uhr bereitgestellt. Sofern sich dies zeit- 
bedingt nicht realisieren lässt, wird in Ausnahmefällen alternativ die 
Ausgabe von Gutscheinen für das nächstgelegene McDonald’s- 
Schnellrestaurant, Berlin Potsdamer Platz, angeboten. Die Entschei- 
dung für eine der beiden Verpflegungsmöglichkeiten obliegt den Eei- 
tern/Eehrern der betroffenen Schülergruppen. 

In diesem Zusammenhang hat sich die von Ihnen angesprochene 
Gruppe, die am 8. November 2004 das Bundesministerium der Vertei- 
digung besuchen wird, aus Zeitgründen für das Gutschein-Angebot 
entschieden. 

Ein Widerspruch zu den in Ihrer zweiten Erage angesprochenen Pro- 
grammen und Aktionen, die u. a. durch das Bundesministerium für 
Verbraucherschutz, Ernährung und Eandwirtschaft initiiert wurden. 
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lässt sich durch diese auf den Einzelfall bezogene Vorgehensweise des 
Bundesministeriums der Verteidigung nicht ableiten. 


52. Abgeordnete 

Petra 

Pau 

(fraktionslos) 


Wie viele militärische Auseinandersetzungen, 
Überfälle bis hin zu Milizenkämpfen und Ra- 
ketenangriffen hat es in Afghanistan bisher im 
Jahr 2004 nach Kenntnis der Bundesregierung 
gegeben, und kann die Bundesregierung bestä- 
tigen, dass Afghanistan-Karten der Vereinten 
Nationen von Ende Juni dieses Jahres fast die 
Hälfte des Eandes als Gebiete mittleren und 
höheren Risikos („feindliche Umgebung“) aus- 
weisen (ZDE-heute vom 10. September 2004)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Kolbow 
vom 27. September 2004 

ISAE-Truppen sind im Jahr 2004 landesweit in keine militärischen 
Auseinandersetzungen mit oppositionellen Kräften verwickelt wor- 
den. Auf ISAE-Einrichtungen in Kabul sind seit Jahresbeginn 2004 
bis heute 11 Raketenangriffe und vier sonstige Anschläge verübt 
worden. Genaue Daten, Statistiken o. Ä. zu sämtlichen gewaltsamen 
Vorfällen in Afghanistan liegen nicht vor. Zudem ist bei militanten 
Übergriffen sehr häufig nicht exakt zu trennen, ob es sich um Eormen 
örtlicher Kriminalität oder Handlungen der militanten Opposition 
handelt. Kräfte der Anti-Terror-Koalition sind nach hiesigem Kennt- 
nisstand von Januar 2004 bis heute landesweit in zirka 460 Vorfälle - 
darunter kleinere Schießereien bis mehrstündige Gefechte - mit oppo- 
sitionellen Kräften verwickelt worden. Es sind bislang etwa 100 inner- 
afghanische Auseinandersetzungen (gegenseitige Überfälle/Milizen- 
kämpfe, ohne solche mit kriminellem Hintergrund) registriert worden. 
Die Bundesregierung bestätigt, dass Afghanistan-Karten der Verein- 
ten Nationen fast die Hälfte des Eandes als Gebiete mittleren und 
höheren Risikos („feindliche Umgebung“) ausweisen. 


53. Abgeordneter 
Klaus 
Riegert 

(CDU/CSU) 


Wie viele Medaillen haben die Sportlerinnen 
und Sportler der Sportfördergruppen der Bun- 
deswehr bei den Olympischen Sommer- und 
Winterspielen von 1992 bis 2004 gewonnen 
und wie hoch war der Anteil an dem Medail- 
lengewinn der gesamten Mannschaft (bitte die 
Zahlen für die jeweiligen Olympischen Spiele 
getrennt aufführen)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Hans Georg Wagner 
vom 22. September 2004 

Die nachstehende Bilanz der Olympischen Winter- und Sommerspiele 
im Zeitraum 1992 bis 2004 enthält die von Ihnen nachgefragten Anga- 
ben zu den Spitzensportlerinnen und Spitzensportlern der Bundes- 
wehr. 
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Bilanz bei Olympischen Spielen seit 1992 

Olympische Spiele 

Gesamtteilnehmer 

Bnndeswehrangehörige 

Verhältnis 


(Männer/Frauen) 

(Männer/Frauen) 

(gerundet) 




- Gesamtteilnehmer/ 
Bw-Angehörige 

- Medaillen 

Olympische Sommerspiele 

Barcelona 1992 

483 

55 

11% 


(315/168) 

(55/0) 


Medaillen 

82 

17 

21% 

(Gold, Silber, Bronze) 

(33,21,28) 

(9, 1, 7) 


Atlanta 1996 

478 

88 

18% 


(284/194) 

(80/8) 


Medaillen 

65 

22 

34% 

(Gold, Silber, Bronze) 

(20, 18, 27) 

(5, 6, 11) 


Sydney 2000 

428 

113 

26% 


(241/187) 

(77/36) 


Medaillen 

56 

24 

43% 

(Gold, Süber, Bronze) 

(13, 17, 26) 

(7, 6,11) 


Athen 2004 

451 

159 

35% 


(256/195) 

(110/49) 


Medaillen 

48 

24 

50% 

(Gold, Silber, Bronze) 

(14, 16, 18) 

(6, 9, 9) 


Olympische Winterspiele 

Albertville 1992 

116 

30 

26% 


(78/38) 

(27/3) 


Medaillen 

26 

13 

50% 

(Gold, Silber, Bronze) 

(10,10, 6) 

(5, 6, 2) 


Lillehammer 1994 

117 

39 

34% 


(80/37) 

(33/6) 


Medaillen 

24 

13 

54% 

(Gold, Süber, Bronze) 

(9, 7, 8) 

(6, 4, 3) 


Nagano 1998 

134 

43 

32% 


(83/51) 

(25/18) 


Medaillen 

29 

16 

55% 

(Gold, Silber, Bronze) 

(12, 9, 8) 

(7, 3, 6) 


Salt Lake City 2002 

158 

70 

44% 


(87/71) 

(42/28) 


Medaillen 

35 

25 

71% 

(Gold, Silber, Bronze) 

(12, 16, 7) 

(8, 11,6) 
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54. Abgeordneter 
Klaus 
Riegert 

(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen (Stuttgarter Zeitung 
vom 1. September 2004) zu, dass die Bundes- 
wehr den Abbau von Sportlerstellen bei den 
Sportfördergruppen und die Reduzierung der 
Sportfördergruppen plant, und wenn ja, in wel- 
chem Umfang? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Hans Georg Wagner 
vom 22. September 2004 

Die Sportfördergruppen der Bundeswehr (SportFGrpBw) sind, wie 
alle Bereiche, im Rahmen des Transformationsprozesses einer Opti- 
mierungsbetrachtung zu unterziehen und in die Gesamtstruktur der 
Bundeswehr einzupassen. 

Demzufolge ist eine Reduzierung der bisher 25 Sportfördergruppen 
in drei Schritten vorgesehen: 

- Erster Schritt: Reduzierung um 3 auf 22 SportFGrpBw (Umset- 
zung erfolgt nach Bekanntgabe des Ressortkonzepts Stationierung). 

- Zweiter Schritt: Reduzierung um weitere 3 auf 19 SportFGrpBw 
(Umsetzung in 2005). 

- Dritter Schritt: Reduzierung um weitere 4 auf 15 SportFGrpBw 
(Umsetzung ab April 2006 nach den Olympischen Winterspielen). 

Ich bitte um Ihr Verständnis, dass Aussagen zu Standorten erst mit 
der Erarbeitung des Ressortkonzeptes Stationierung erfolgen können. 
Dieses wird voraussichtlich im November dieses Jahres vorliegen. 

Im Bereich der Sportlerstellen wird sich bis zum Jahr 2006 (Olympi- 
sche Winterspiele) zunächst keine Änderung ergeben. Im Zeitraum 
von 2006 bis 2010 ist dann vorgesehen, den Stellenumfang für Spit- 
zensportler von derzeit 744 auf 653 Stellen zu reduzieren. Dies erfolgt 
proportional zur Reduzierung des Gesamtumfangs der Streitkräfte. 
Damit bleibt der Stellenumfang für Spitzensportler im Verhältnis zum 
Gesamtumfang der Streitkräfte erhalten. 


55. Abgeordneter 
Klaus 
Riegert 

(CDU/CSU) 


Inwieweit sind die zukünftigen Planungen der 
Spitzensportförderung bei der Bundeswehr 
hinsichtlich Kürzungen und Sportarten mit 
dem Deutschen Sportbund abgestimmt und ist 
geplant, Sportarten von der Förderung auszu- 
grenzen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Hans Georg Wagner 
vom 22. September 2004 

Mit dem Deutschen Sportbund wurden bereits Absprachen getroffen, 
die sich auf eine Arrondierung der Spitzensportförderung durch die 
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Bundeswehr beziehen. Einen Förderausschluss für bestimmte Sport- 
arten wird es nicht geben. 


56. Abgeordneter 
Klaus 
Riegert 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, dass es im Zuge der laufenden 
Bundeswehrreform die Vorgabe gibt, dass 
Spitzensport nicht zu den Kernaufgaben der 
Bundeswehr zählt (Protokoll Sportausschuss 
Deutscher Bundestag vom 15. Januar 2003) 
und wenn ja, welche Konsequenzen hat dies 
für die weitere Förderung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Hans Georg Wagner 
vom 22. September 2004 

Der Kernauftrag der Bundeswehr ergibt sich aus dem Grundgesetz. 
Die Bundeswehr ist sich allerdings ihrer herausragenden Rolle im 
Rahmen der Förderung des Spitzensports in Deutschland bewusst 
und wird den bisher dazu geleisteten substanziellen Beitrag, schon we- 
gen der großen sportpolitischen Bedeutung, für unsere internationale 
Position auch weiterhin erbringen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 
und Soziaie Sicherung 


57. Abgeordneter 

Dr. Wolf 
Bauer 

(CDU/CSU) 


Plant die Bundesregierung Änderungen im Be- 
reich des Heilpraktikergesetzes, und wenn ja, 
welche? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marion Caspers-Merk 
vom 28. September 2004 

Nein. 


58. Abgeordneter 

Thomas 

Dörflinger 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung in der Weigerung 
von Ärzten, privat mit dem Standardtarif ver- 
sicherte Patienten nicht zu dem l,7fachen Satz 
der Gebührenordnung für Ärzte, sondern nur 
zu einem erhöhten Satz zu behandeln, eine 
Aushöhlung des Standardtarifes, und wie kann 
nach ihrer Ansicht dieser zunehmend zu be- 
obachtenden Entwicklung im Interesse der 
Versicherten entgegengewirkt werden? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marion Caspers-Merk 
vom 22. September 2004 

Die Honorarbegrenzung des § 5b Gebührenordnung für Ärzte (GOÄ) 
bzw. § 5a Gebührenordnung für Zahnärzte (GOZ) für im branchen- 
einheitlichen Standardtarif nach § 257 Abs. 2a SGB V versicherte 
Leistungen ist für Ärztinnen und Ärzte bzw. Zahnärztinnen und Zahn- 
ärzte unmittelbar geltendes Recht. Sie sind nach Übernahme der Be- 
handlung rechtlich verpflichtet, diese Honorarbegrenzung zu beach- 
ten, soweit sie nicht mit Zahlungspflichtigen Patientinnen und Patien- 
ten eine abweichende Vereinbarung nach § 2 GOÄ bzw. § 2 GOZ ge- 
troffen haben. Falls Ärzte oder Zahnärzte diese Vorschriften nicht be- 
achten, kann der Zahlungspflichtige Patient eine Überprüfung der 
Rechnung durch die zuständige Landesärztekammer oder Landes- 
zahnärztekammer veranlassen, der als Körperschaft des öffentlichen 
Rechts auch die Überwachung der Berufsausübung der Ärzte bzw. 
der Zahnärzte obliegt. 

Im Hinblick auf die Verankerung einer allgemein (zahn)ärztlichen Be- 
handlungspflicht im privat(zahn)ärztlichen Bereich ist zu bedenken, 
dass im Gegensatz zur gesetzlichen Krankenversicherung im privat- 
(zahn)ärztlichen Bereich - mit Ausnahme von Notfall- oder Schmerz- 
behandlungen, die schon aus berufs- und strafrechtlichen Gründen 
nicht verweigert werden dürfen - keine Pflicht zur Sicherstellung der 
Versorgung bestand oder besteht. Dies gilt im Übrigen unabhängig 
von der Honorarbegrenzung für im Standardtarif versicherte Leistun- 
gen. 

Eine über eine Notfall- und Schmerzbehandlung hinausgehende recht- 
liche Verpflichtung, Patienten zu behandeln, könnte im Rahmen der 
Gesetzgebungskompetenz des Bundes auch nicht geschaffen werden. 
Es würde sich, falls man verfassungsrechtlich deren Zulässigkeit unter- 
stellt, hierbei um eine Berufsausübungsregelung handeln, die in die 
Gesetzgebungszuständigkeit der Länder fällt. 


59. Abgeordneter 

Hubert 

Hüppe 

(CDU/CSU) 


In welcher Höhe wurden Einnahmen durch 
die Ausgleichsabgabe nach § 77 Neuntes Buch 
Sozialgesetzbuch (SGB IX) von den Jahren 
1994 bis 2004 erzielt (bitte aufgeschlüsselt 
nach Jahren)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Franz Thönnes 
vom 27. September 2004 

Der nachfolgenden Tabelle können Sie die Einnahmen aus der Aus- 
gleichsabgabe in den Kalenderjahren 1994 bis 2003 entnehmen. Für 
das Kalenderjahr 2004 liegen die Zahlen noch nicht vor. Das Aufkom- 
men der Ausgleichsabgabe 2004 teilen die Integrationsämter bis zum 
31. Januar 2005 mit. 
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Höhe des Aufkommens der Ausgleichsabgabe von 1994 bis 2003 

Kalenderjahr 

Jahresaufkommen 


€ 

1994 

485 692 306,80 

1995 

519 207 958,38 

1996 

519 141 598,45 

1997 

516 724 596,49 

1998 

516 728 744,38 

1999 

506 110 314,33 

2000 

528 714 198,81 

2001 

527 655 767,15 

2002 

587 652498,13 

2003 

571 699 733,97 

Gesamt 

5279327716,89 


60. Abgeordnete 

Annette 

Widmann-Mauz 

(CDU/CSU) 


Auf welcher Datengrundlage kommt die Bun- 
desministerin für Gesundheit und Soziale Si- 
cherung, Ulla Schmidt, gegenüber der „Finan- 
cial Times Deutschland“ vom 17. September 
2004 zu dem Ergebnis, dass einige Kranken- 
kassen über ein Beitragssenkungs-Potential 
von fast einem Prozent verfügen? 


61. Abgeordnete 

Annette 

Widmann-Mauz 

(CDU/CSU) 


Welche einzelnen Krankenkassen haben nach 
Meinung der Bundesministerin für Gesundheit 
und Soziale Sicherung, Ulla Schmidt, ein Bei- 
tragssenkungs-Potential von fast einem Pro- 
zent? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marion Caspers-Merk 
vom 27. September 2004 

Die Bundesregierung veröffentlicht - wie auch die Vorgängerregierun- 
gen - keine Finanzdaten einzelner der derzeit ca. 280 Krankenkassen. 
Gleichwohl ergibt eine Betrachtung der jeweiligen aktuellen Finanzda- 
ten, die dem Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Siche- 
rung von den Spitzenverbänden der gesetzlichen Krankenkassen zu 
melden sind, nicht nur, dass bei einer Vielzahl von Krankenkassen be- 
reits nach dem 1. Halbjahr 2004 deutlich mehr als ein Viertel der bis 
Ende 2003 entstandenen Verschuldung abgebaut werden konnte. Viel- 
mehr haben einige Kassen bereits ihre Verschuldung vollständig abge- 
baut und wieder Rücklagen aufbauen können. 
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In einzelnen Fällen haben Krankenkassen sogar trotz einer leichten 
Überschussentwicklung im vergangenen Jahr noch vorhandener deut- 
licher Rücklagen zum Jahresende 2003 und erheblicher Überschüsse 
im 1. Halbjahr 2004 bislang keine Beitragssatzsenkungen vorgenom- 
men. In solchen Konstellationen wurden auch Beitragssatzsenkungs- 
potenziale von rechnerisch bis zu einem Prozentpunkt nicht ausge- 
schöpft. 

Die erforderlichen Beitragssatzentscheidungen fallen unter Beachtung 
der mit dem GKV-Modernisierungsgesetz vorgegebenen gesetzlichen 
Rahmenbedingungen in die originäre Verantwortung der Selbstver- 
waltungen der Krankenkassen und der zuständigen Aufsichtsbehör- 
den. 

Die Bundesregierung erwartet deshalb, dass die verantwortlichen Ver- 
treter in den Selbstverwaltungsgremien der Krankenkassen die Ein- 
sparungen der Gesundheitsreform unter Beachtung der gesetzlichen 
Vorgaben zeitnah für mögliche Beitragssatzsenkungen nutzen. Sie er- 
wartet auch, dass die jeweils zuständigen Aufsichtsbehörden - das 
Bundesversicherungsamt für den Bereich der bundesunmittelbaren 
Krankenkassen und insbesondere die Länder für den Bereich der lan- 
desunmittelbaren Krankenkassen - auf die Ausschöpfung der vorhan- 
denen Senkungspotenziale achten. Sofern Pressemeldungen über ent- 
sprechende Spielräume bei einer Reihe von Allgemeinen Ortskranken- 
kassen zutreffen, sind die jeweiligen Landesaufsichtsbehörden gefor- 
dert. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen 


62. Abgeordneter 

Daniel 

Bahr 

(Münster) 

(FDP) 


Ist es richtig, dass sich die Bundesregierung, 
wie in der „Münsteraner Zeitung“ vom 
11. September 2004 zu lesen war, im Zuge der 
Reorganisation der Wasser- und Schifffahrts- 
verwaltung für den Erhalt des Standortes 
Münster entschieden hat? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 23. September 2004 

Das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen hat 
eine Arbeitsgruppe für eine Organisationsuntersuchung eingesetzt. Sie 
sollte vor dem Hintergrund der Konzeption „Wasser- und Schiff- 
fahrtsverwaltung (WSV) 2006“ der Arbeitsgruppe „Gemeinsame Ver- 
einbarung“ und des Berichtes des Bundesrechnungshofes über die Re- 
form der WSV die Möglichkeiten und Chancen einer Veränderung 
der äußeren Strukturen prüfen. Vorgaben hinsichtlich von Standorten 
oder bestimmten Lösungsvarianten gab es nicht. Von einer Auflösung 
des Standortes Münster ist nicht auszugehen. 
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63. Abgeordneter 

Daniel 

Bahr 

(Münster) 

(FDP) 


Wenn nein, bis wann wird die Arbeitsgruppe 
„Äußere Reform“ der Wasser- und Schiff- 
fahrtsverwaltung im Bundesministerium für 
Verkehr, Bau- und Wohnungswesen aller 
Voraussicht nach ihre Ergebnisse vorlegen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 23. September 2004 

Die Arbeitsgruppe hat ihren Bericht verabschiedet. Dieser Bericht 
wird in Kürze den zuständigen Ausschüssen des Deutschen Bundesta- 
ges vorgelegt. 


64. Abgeordneter 

Wolfgang 

Börnsen 

(Bönstrup) 

(CDU/CSU) 


Was beabsichtigt die Bundesregierung anläss- 
lich der Feststellung, dass sich der Schiffs- 
verkehr auf der Ostsee in den nächsten zehn 
Jahren verdoppeln bis verdreifachen wird 
(vgl. Flensburger Tageblatt vom 2. September 
2004) - die Risiken für Meer und Mensch 
wachsen damit - und sich Russland der Auf- 
nahme der Ausweitung der Ostsee als ein 
besonders empfindliches Meeresgebiet in die 
Abschlusserklärung der 13. Ostseeparlamenta- 
rierkonferenz in Bergen verweigerte, zur Ver- 
meidung von sich mehrenden Schiffs- und Um- 
weltkatastrophen auf der Ostsee zu unterneh- 
men? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 22. September 2004 

Der Meeresumweltausschuss der Internationalen Seeschifffahrtsorga- 
nisation (IMO) hat im April 2004 die Ausweisung der Ostsee als „Par- 
ticulary Sensitive Sea Area“ (PSSA) im Grundsatz angenommen. Die- 
ses PSSA erstreckt sich über die gesamte Ostsee mit Ausnahme der 
Hoheitsgewässer sowie der Ausschließlichen Wirtschaftszone der Rus- 
sischen Föderation (RF), die als einziger Ostseestaat den Antrag nicht 
unterstützt hat. Ein PSSA allein hat jedoch noch keinen Schutz des 
Meeres zur Folge, notwendig ist vielmehr die Einführung geeigneter 
Schutzmaßnahmen. Neben den laufenden Arbeiten in der EU und in 
der Helsinki Kommission zum Schutz der Ostsee (HELCOM) wird 
daher in Gesprächen mit der RF die maritime Sicherheit weiterentwi- 
ckelt. Gemeinsame Initiativen zur Sicherheit der Schifffahrt werden 
im Rahmen einer deutsch-russischen Arbeitsgruppe aufgegriffen und 
vertieft. 

Deutschland ist besonders für die Bereitschaft der RF dankbar, kons- 
truktiv an der Entwicklung von Schiffswegeführungsmaßnahmen mit- 
zuwirken, wie z. B. Transitrouten in der Ostsee für tiefgehende Schiffe 
(einschließlich Tanker). Die Ergebnisse werden derzeit im Rahmen 
einer HELCOM-Arbeitsgruppe mit allen Ostseeanrainerstaaten abge- 
stimmt. Es wird davon ausgegangen, dass die RF den dann vorge- 
schlagenen neuen Verkehr strennungsgebieten zustimmen wird. Es ist 
beabsichtigt, einen gemeinsamen Vorschlag der Ostseeanrainerstaaten 
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für Transitwege durch die Ostsee im Frühjahr 2005 beim zuständigen 
Unterausschuss der IMO einzureichen. 

Ebenso hat die RF gemeinsam mit den übrigen Ostseeanrainerstaaten 
die Notwendigkeit einer Annahme von Seelotsen in „high risk areas“ 
unterstützt. Es werden baldige Fortschritte bei der Umsetzung der 
Empfehlungen der HELCOM-Arbeitsgruppe zur Verbesserung der 
Lotsenannahme in engen oder gefährdeten Seewegen, wie eben auch 
der besonders gefährdeten Ostsee, erwartet. 

Für die Bundesregierung hat der Schutz der Ostsee und die Vermei- 
dung von Schiffsunfällen allerhöchste Bedeutung. Trotz steigender 
Verkehre konnte vor den deutschen Küsten und insbesondere in der 
Kadetrinne in den letzten Jahren eine deutliche Verringerung der An- 
zahl der Seeunfälle festgestellt werden. 


65. Abgeordneter 

Dr. Michael 
Fuchs 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Ansicht, die 
37 000 Brücken des Bundes seien für den 
Schwerlastverkehr mit 60 Tonnen nicht geeig- 
net (vgl. Nordkurier vom 9. August 2004), und 
ist sie der Ansicht, dass bauliche Fehler oder 
die falsche Verwendung von Baustoffen als Ur- 
sache dafür in Frage kommen, dass die deut- 
schen Brücken weder ihre ursprüngliche Le- 
bens- und Benutzungsdauer erreichen noch die 
ursprünglich errechnete Last tragen können, 
da seit 1952 die Brücken für eine Last von 
60 Tonnen und für eine Lebens- und Benut- 
zungsdauer von 50 Jahren berechnet werden 
und seit Mitte der 80er Jahre die Brücken- 
klasse 60/30 gilt? 


66. Abgeordneter 

Dr. Michael 
Fuchs 

(CDU/CSU) 


Wie viele Brücken in Deutschland sind noch 
für ihre bestimmungsgemäße Last von 60 Ton- 
nen geeignet? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Iris Gleiche 
vom 24. September 2004 

Brücken in Deutschland sind bestimmungsgemäß für Fahrzeugkollek- 
tive mit maximal 40 t- bzw. 44 t-Fahrzeugen ausgelegt, nicht jedoch 
für 60 t-Fahrzeuge. 60 t-Fahrzeuge sind daher als genehmigungspflich- 
tige Schwertransporte gemäß § 29 Straßenverkehrsordnung (StVO) zu 
behandeln. 

Die Bundesregierung ist überzeugt, dass die deutschen Brücken bei 
planmäßiger Durchführung von Bau- und Erhaltungsmaßnahmen 
nach den eingeführten Regelwerken eine lange Benutzungsdauer von 
weit über 50 Jahren erreichen und dabei den in den Bemessungsvor- 
schriften vorgegebenen Verkehrslasten auf Dauer genügen. Bauliche 
Fehler oder eine falsche Verwendung von Baustoffen sind nur in ein- 
zelnen Fällen Ursache für eine Verringerung der Nutzungsdauer. 
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Die den Bemessungsvorschriften zugrunde liegenden fiktiven Lastbil- 
der (früher Brückenklasse 60, 30/30 oder 60/30 nach DIN 1072, heute 
Lastmodelle nach DIN-Fachbericht 101) bilden reale Fahrzeugkollek- 
tive ab, die sich aus einer statistisch ermittelten Zusammensetzung des 
zugelassenen Verkehrs nach StVO ergeben. Dies ist eine repräsentati- 
ve Mischung aus Pkw und Lkw bis 40 t-Gesamtgewicht bzw. 44 t-Ge- 
samtgewicht im kombinierten Verkehr, nicht aber mit 60 t-Fahrzeu- 
gen. Der Ersatz der 40 t-Fahrzeuge durch 60 t-Fahrzeuge würde somit 
eine Erhöhung der Gesamtverkehrsbelastung von Brücken bis zu 50 
Prozent bedeuten. 


67. Abgeordneter Wie viele Brücken in Deutschland erreichen 

Dr. Michael tatsächlich ihre bestimmungsgemäße Lebens- 

Fuchs und Benutzungsdauer von 50 Jahren? 

(CDU/CSU) 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Iris Gleiche 
vom 24. September 2004 

Eine bestimmungsgemäße Lebens- und Benutzungsdauer ist für Brü- 
cken in Deutschland nicht festgelegt. Theoretische Nutzungsdauern 
für Brückenüberbauten werden in den derzeit gültigen „Ablösungs- 
richtlinien 1980“ mit mindestens 70 bis 80 Jahren angegeben. 


68. Abgeordneter 

Dr. Michael 
Fuchs 

(CDU/CSU) 


Wie hoch sind nach Einschätzung der Bundes- 
regierung die Kosten, die sich gegenwärtig auf 
den Erhalt der Brücken einschließlich der 
Kontrolle der Standfestigkeit belaufen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Iris Gleiche 
vom 24. September 2004 

Für die Erhaltung von Brücken der Bundesfernstraßen wurden im 
Jahr 2003 insgesamt 250 Mio. Euro ausgegeben. Die Bauwerksprü- 
fungen nach DIN 1076 werden überwiegend von verwaltungsinternen 
Ingenieuren für Bauwerksprüfung durchgeführt. Die Kosten für die 
Auftragsverwaltungen betragen dabei etwa 20 bis 30 Mio. Euro im 
Jahr. 


69. Abgeordneter 

Hartmut 

Koschyk 

(CDU/CSU) 


Inwieweit wird die Bundesregierung dafür Sor- 
ge tragen, dass Angehörigen der Freiwilligen 
Feuerwehr im Besitz einer Fahrerlaubnis der 
Klasse B bereits mit Abschluss der entspre- 
chenden Feuerwehr ausbildung als Maschinist 
ohne weiteren Fahrunterricht, Fahrprüfung 
oder sonstige fahrerlaubnisrechtliche Anforde- 
rung die Fahrberechtigung für Feuerwehr- 
dienstfahrzeuge der Klasse C 1/C 1 E erteilt 
werden kann? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Iris Gleicke 
vom 23. September 2004 

Die Erteilung einer „Fahrberechtigung“ für Kraftfahrzeuge der Klas- 
sen C 1, C 1 E an Personen, die nur eine Fahrerlaubnis der Klasse B 
besitzen, würde dem geltenden Recht der Europäischen Gemeinschaf- 
ten widersprechen. 

Die frühere Bundesregierung hatte durch die Verordnung vom 
18. August 1998 das deutsche Recht an die Vorgaben des europäi- 
schen Rechts angepasst und in der amtlichen Begründung ausdrück- 
lich auf die Konsequenzen für das Führen von Feuerwehrfahrzeugen 
hingewiesen. 

Die neue Bundesregierung hat anschließend umfassend geprüft, ob 
Sonderregelungen z. B. im Hinblick auf Angehörige der freiwilligen 
Feuerwehren möglich sind. Das Ergebnis der Prüfung ist in der Bun- 
desratsdrucksache 664/01 ausführlich dargestellt. 


70. Abgeordneter 

Hans-Peter 

Repnik 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsa- 
che, dass in diesem Jahr Kerosin-Ablass der 
vom Flughafen Zürich-Kloten startenden Flug- 
zeuge ausschließlich über dem Südwesten Ba- 
den-Württembergs erfolgt ist, obwohl nach- 
weislich in den Jahren zuvor (2000 bis 2003) 
der überwiegende Teil des Fueldumpings über 
Schweizer Gebiet erfolgte? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Iris Gleicke 
vom 24. September 2004 

Das Ablassen von Treibstoff während eines Fluges ist nur in Notfällen 
zulässig. Die besonderen Vorkommnisse am 31. Juli 2004 (unkontrol- 
lierte Bodenberührung während des Abhebens, „tailstrike“) und am 
5. September 2004 (Triebwerks-Ausfall unmittelbar nach dem Start) 
machten eine sofortige Fandung erforderlich, was jedoch wegen Über- 
schreitung des maximal zulässigen Fandegewichts nicht möglich war. 
Zum Ablassen von Treibstoff wurden die betroffenen Fuftfahrzeuge 
wegen der in beiden Fällen eingeschränkten Manövrierbarkeit durch 
Radarkursführung im Anflug-Bereich der Betriebspisten 14 und 16 ge- 
halten, um bei einer Verschlechterung der Notsituationen möglichst 
umgehend den Fandeanflug beginnen zu können. 

Dem Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen lie- 
gen keine Unterlagen vor, dass in den Jahren 2000 bis 2003 überwie- 
gend Treibstoff über schweizerischem Gebiet abgelassen worden ist. 
Im Übrigen bestimmen das Zustandekommen der jeweiligen Notlage 
sowie der Begleit-Umstände die Durchführung des so genannten 
Treibstoff-Schnellablassens während eines Fluges. 
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71. Abgeordneter 

Hans-Peter 

Repnik 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung generell eine Mög- 
lichkeit, trotz der Sicherheitsrelevanz des Fuel- 
dumpings die Flugzeuge in bestimmte Berei- 
che zu lenken, um möglichst dünn besiedelten 
Raum zu nutzen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Iris Gleicke 
vom 24. September 2004 

Beim Ablassen von Treibstoff handelt es sich um eine Notfallmaßnah- 
me, die wenig Entscheidungsspielraum lässt. Grundsätzlich existiert in 
Zentraleuropa kaum ein für die Durchführung von Treibstoffschnell- 
ablass „ideales“, d. h. ausreichend großes und gleichzeitig unbesiedel- 
tes Gebiet. Es ist daher nicht praktikabel, die Bearbeitung von Flügen 
in Notsituationen, die das Ablassen von Treibstoff erforderlich ma- 
chen, auf bestimmte Gebiete zu beschränken. 


72. Abgeordneter 

Hans-Peter 

Repnik 

(CDU/CSU) 


Inwieweit hält die Bundesregierung das Ver- 
halten der Firma Skyguide mit der ordnungs- 
gemäßen Wahrnehmung der Luftverkehrsauf- 
sicht für vereinbar? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Iris Gleicke 
vom 24. September 2004 

Die schweizerische Flugsicherung Skyguide hat sich in beiden Fällen 
ordnungsgemäß verhalten. Wegen der Auswirkungen im deutschen 
Luftraum wurden die betroffenen Flugbewegungen frühzeitig mit den 
angrenzenden Flugsicherungsstellen koordiniert. Es ist davon auszu- 
gehen, dass eine Stelle der Deutsche Flugsicherung GmbH in den vor- 
liegenden Situationen gleichermaßen verfahren wäre. 


73. Abgeordneter 

Hans-Peter 

Repnik 

(CDU/CSU) 


Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse vor, 
welche Auswirkungen das abgelassene Kerosin 
auf die Gesundheit der Menschen, die Umwelt 
und den Trinkwasserspeicher Bodensee hat, 
und wie lauten diese? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Iris Gleicke 
vom 24. September 2004 

Nach Untersuchungsergebnissen unabhängiger Institute sind auf der 
Erdoberfläche keinerlei Auswirkungen festzustellen, wenn beim Ab- 
lassen von Treibstoff eine Mindesthöhe von 5 000 Fuß bei Kerosin, 
bzw. 3 000 Fuß bei Benzin eingehalten wird. Beide Luftfahrzeuge be- 
fanden sich während des Ablassens in Flugfläche 100 (10 000 Fuß/ 
3 300 Meter über Normal Null), dies entspricht im vorliegenden Fall 
etwa 8 500 Fuß/2 700 Meter über Grund. Demnach ist sichergestellt, 
dass keine Gesundheitsgefährdung der Anwohner, bzw. eine Verunrei- 
nigung des Trinkwasserspeichers Bodensee durch das Ablassen des 
Flugzeug-Treibstoffs eingetreten ist. 
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74. Abgeordneter 
Uwe 

Schummer 

(CDU/CSU) 


Wann ist mit dem Abschluss des Genehmi- 
gungsverfahrens seitens des Bundes zum Um- 
bau des Neersener Kreuzes (Bundesautobah- 
nen A 52/A 44) zu rechnen, und in welcher 
Höhe stehen finanzielle Mittel zur Verfügung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 29. Septemher 2004 

Das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen hat 
dem Vorentwurf für den Umbau des Autobahnkreuzes Neersen (Bun- 
desautobahnen A 44/A 52) am 8. September 2004 den Gesehen-Ver- 
merk erteilt. Nach Vorliegen des Baurechts wird gemeinsam mit dem 
Land Nordrhein-Westfalen zu prüfen sein, wie im Rahmen der durch 
die jährlichen Haushaltsgesetze vorgegebenen Finanzierungsmöglich- 
keiten die Maßnahme mit einem Investitionsvolumen von rund 
14 Mio. Euro realisiert werden kann. 


75. Abgeordnete 

Andrea 

Voßhoff 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, die Investi- 
tionszulage für das Wohnungswesen (Investi- 
tionszulage Bau) über das Jahr 2004 hinaus zu 
verlängern, bzw. wann wird die Bundesregie- 
rung in dieser Frage voraussichtlich zu einer 
abschließenden Entscheidung gekommen sein? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Iris Gleicke 
vom 24. Septemher 2004 

Nach Kenntnis der Bundesregierung erwägen die neuen Bundesländer 
zurzeit im Bundesrat einen Gesetzentwurf zur Verlängerung der In- 
vestitionszulage Bau einzubringen. Die Bundesregierung wird vor 
einer eigenen Entscheidung zunächst den Entscheidungsprozess der 
Länder abwarten. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umweit, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


76. Abgeordnete 

Angelika 

Brunkhorst 

(FDP) 


Gilt nach § 2 Abs. 2 das Gesetz zur Förderung 
Erneuerbarer Energien (EEG) i. d. Fassung 
vom 21. Juli 2004 auch für Anlagen, die zu 
mehr als 25 Prozent in Beteiligung des Bundes 
oder der Länder betrieben werden und zu- 
gleich nach dem 1 . August 2004 Inkrafttreten, 
und wenn ja, weshalb wurde hinsichtlich des 
Anwendungsbereiches diese Änderung gegen- 
über früheren Fassungen des § 2 Abs. 2 EEG 
unternommen? 
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Antwort des Staatssekretärs Rainer Baake 
vom 30. September 2004 

Nach § 2 Abs. 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) vom 
21. Juli 2004 fallen auch Anlagen, die zu mehr als 25 Prozent der Bun- 
desrepublik Deutschland oder einem Bundesland gehören, in den An- 
wendungsbereich des Gesetzes, wenn sie nach dem 31. Juli 2004 in Be- 
trieb genommen worden sind. Die bisherige Ausnahmevorschrift war 
nach Ansicht der Bundesregierung entbehrlich. 


77. Abgeordnete 

Angelika 

Brunkhorst 

(EDP) 


Wenn nein, gedenkt die Bundesregierung in 
Anlehnung an die in Vorfassungen übliche 
Aufzählungsweise diese Vorschrift genauer zu 
formulieren (siehe § 2 Abs. 2 EEG i. d. Eas- 
sung vom 22. Dezember 2003, 29. Oktober 
2003 und 29. März 2000)? 


Antwort des Staatssekretärs Rainer Baake 
vom 30. September 2004 

Siehe Antwort zu Erage 76. 


78. Abgeordnete 

Angelika 

Brunkhorst 

(EDP) 


Wie viele Anlagen werden im Palle der beab- 
sichtigten Erweiterung des Anwendungsberei- 
ches des EEG nach Kenntnis der Bundesregie- 
rung der Vergütungspflicht zusätzlich unterfal- 
len, und wie verändert sich infolgedessen das 
Volumen der durch das EEG verursachten 
Strommehrkosten für private Haushalte? 


Antwort des Staatssekretärs Rainer Baake 
vom 30. September 2004 

Eine Abschätzung der durch die Neufassung in den Geltungsbereich 
des EEG fallenden Anlagen ist nicht möglich. Der Bundesregierung 
liegen diesbezüglich keine Erkenntnisse vor. Infolge dessen ist gegen- 
wärtig auch keine belastbare Aussage über das Volumen der durch 
das EEG verursachten Strommehrkosten für private Haushalte mög- 
lich. Eine wesentliche Veränderung der Kosten für private Haushalte 
ist nach Einschätzung der Bundesregierung aber nicht zu erwarten. 


79. Abgeordnete 

Angelika 

Brunkhorst 

(PDP) 


Welchen Grund hat der Aufwuchs der Mittel 
im Bundeshaushalt, EP 16, Titel P 422 02-011 
(Seite 4 des EP 16, Bezüge und Nebenleistun- 
gen für beamtete Hilfskräfte) von 203 000 Eu- 
ro im Jahr 2004 auf 935 000 Euro im Jahr 
2005, und wie viele neu bzw. unter veränderten 
Vergütungen eingestellte beamtete Hilfskräfte 
gibt es im Vergleich zum Vorjahr in den Pach- 
bereichen des Bundesministeriums für Um- 
welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit? 
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Antwort des Staatssekretärs Rainer Baake 
vom 30. September 2004 

Von einem „Aufwuchs“ der Ausgaben für Bezüge und Nebenleistun- 
gen der beamteten Hilfskräfte des Kapitels 16 01 kann keine Rede 
sein. 

Im Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher- 
heit (BMU) werden seit Jahren regelmäßig 10 bis 14 beamtete Hilfs- 
kräfte eingesetzt, um die im Rahmen der planmäßigen Fluktuation 
freiwerdenden Planstellen qualifiziert nachbesetzen zu können. 

Die Ist-Ausgaben werden aus Kapitel 16 02 Titel 422 02 geleistet, der 
im Rahmen der Flexibilisierung im jeweils erforderlichen Umfang 
durch Einsparungen innerhalb der Personalausgaben (Hauptgrup- 
pe 4) verstärkt wird. Die Ist-Ausgaben dieses Titels beliefen sich im 
Haushaltsjahr 2003 auf 896 TEuro. Nach dem derzeitigen Mittel- 
abfluss (Stand 8. September 2004 = 553 TEuro) werden auch in 2004 
Ausgaben in gleichem Umfang anfallen. Im Regierungsentwurf zum 
Haushalt 2005 werden deshalb die Ausgaben bei diesem Titel mit 
935 T. Euro bedarfsgerecht veranschlagt. 

Die vorgenannten 13 z. A.-Beamtinnen/Beamten verteilen sich auf die 
Fachbereiche des BMU wie folgt: 

Leitungsbereich: 3 
Abteilung Z: 3 

Abteilung G: 2 

Abteüung WA: 1 

Abteilung IG: 2 

Abteüung N: 1 

Abteilung RS: 1. 


80. Abgeordneter 

Peter 

Dreßen 

(SPD) 


Wie schätzt die Bundesregierung die Gefähr- 
dung der Bevölkerung in der Region Südba- 
den durch den atomaren Altmeiler Fessenheim 
ein? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Simone Probst 
vom 24. September 2004 

Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher- 
heit (BMU) kann zu Fragen der Sicherheit von Fessenheim grundsätz- 
lich nur aufgrund der Aussagen und Bewertungen Stellung nehmen, 
die ihm von der zuständigen französischen atomrechtlichen Behörde 
zur Verfügung gestellt werden. Eigene Prüfungen vor Ort kann das 
BMU nicht durchführen. 


81. Abgeordneter 

Peter 

Dreßen 

(SPD) 


Wie viele Störfälle und welcher Art sind der 
Bundesregierung in den letzten fünf Jahren be- 
kannt geworden? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Simone Probst 
vom 24. September 2004 

In der Anlage hat es eine Reihe von Zwischenfällen gegeben, die Be- 
sorgnisse bei der Bevölkerung in Deutschland sowie Frankreich ausge- 
löst haben. 

Nach den der DFK (Deutsch-Französische Kommission) vorliegen- 
den Informationen sind seit 1999 am Standort Fessenheim 23 Ereig- 
nisse aufgetreten, die hinsichtlich ihrer sicherheitstechnischen Bedeu- 
tung gemäß der siebenstufigen Bewertungsskala der internationalen 
Atomenergiebehörde INES (International Nuclear Event Scale) in 
Stufe 1 und 2 eingestuft wurden. Technisch gesehen hatten diese 
Ereignisse einen Bezug zur Elektrotechnik (2 Ereignisse INES 1, 1 Er- 
eignis INES 2), zu Brennelementen (5 Ereignisse INES 1), zum Strah- 
lenschutz (4 Ereignisse INES 1), zu Verstößen gegen das Betriebs- 
handbuch (7 Ereignisse INES 1) und zum Bereich der Auslegung 
(3 Ereignisse INES 1, 1 Ereignis INES 2). 

Besondere Vorkommnisse in der Anlage Fessenheim können auf der 
Webseite der französischen Aufsichtsbehörde L’Autorite de surete 
nucleaire (AASN) www.asn.gouv.fr/actualitc/cvenements/index.asp 
eingesehen werden. 


82. Abgeordneter 

Peter 

Dreßen 

(SPD) 


Was plant die Bundesregierung auf der 
deutsch-französischen Regierungsebene zu 
tun, damit diese Altanlage durch die französi- 
sche Regierung außer Betrieb genommen wer- 
den kann? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Simone Probst 
vom 24. September 2004 

Die Verantwortung für die nukleare Sicherheit liegt bei dem Staat, der 
die Hoheitsgewalt über die kerntechnische Anlage ausübt, in diesem 
Fall also bei Frankreich. Die Bundesregierung würde es begrüßen, 
wenn andere Staaten dem deutschen Beispiel des Atomausstiegs fol- 
gen würden. Bei einer - wie im deutschen Atomgesetz vorgesehenen - 
Begrenzung der Laufzeiten von Atomkraftwerken auf 32 Jahre würde 
Fessenheim etwa 2009 stillgelegt. So lange aber die Anlage in Betrieb 
ist, setzt sich Deutschland nachdrücklich dafür ein, dass der Schutz 
der Bevölkerung in der Umgebung der Anlage bestmöglich gewähr- 
leistet wird. An der dafür eingesetzten Deutsch-Französischen Kom- 
mission für die Sicherheit kerntechnischer Anlagen ist auch die Atom- 
aufsicht des Landes Baden-Württemberg beteiligt. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Biidung 
und Forschung 


83. Abgeordnete 

Marion 

Seib 

(CDU/CSU) 


Wie hoch ist die finanzielle Unterstützung des 
Bundesministeriums für Bildung und For- 
schung für die neu eingerichtete Service-Stelle 
Bologna der Hochschulrektorenkonferenz? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 

Ulrich Kasparick 

vom 28. September 2004 

Unter der Projektbezeichnung „Nachfolgeaktivitäten der Berlin-Kon- 
ferenz. Konkretisierung des Umsetzungsprozesses in Deutschland“ 
wird die Service-Stelle Bologna der Hochschulrektorenkonferenz in 
den Haushaltsjahren 2004 und 2005 vom BMBF mit insgesamt 
400 285 Euro unterstützt. 


84. Abgeordnete 

Marion 

Seib 

(CDU/CSU) 


Über welchen Zeitraum ist eine finanzielle 
Förderung dieser Service-Stelle Bologna vorge- 
sehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 

Ulrich Kasparick 

vom 28. September 2004 

Die Förderung durch das BMBF erfolgt im Zeitraum 1. Mai 2004 bis 
30. Juni 2005 und bezieht sich auf die im Frühjahr 2005 in Bergen/ 
Norwegen stattfmdende Bologna-Nachfolgekonferenz. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
wirtschaftiiche Zusammenarbeit und Entwickiung 


85. Abgeordneter 

Kurt-Dieter 

Grill 

(CDU/CSU) 


Welche Ausgaben hat das Bundesministerium 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent- 
wicklung seit 1998 bis heute jährlich im 
Bereich „Energie/Energieforschung“ getätigt, 
und welche konkreten Projekte (bitte einzeln 
unter Angabe der Projektbezeichnung, des 
Partnerlandes, der Jahreszahl und der Förde- 
rungsart, d. h. Kreditvergabe oder nicht rück- 
zahlungspflichtige Förderung o. Ä., auflisten) 
werden mit den nach dem Koalitionsvertrag 
aus dem Jahr 2002 vorgesehenen Mitteln für 
den Bereich „Erneuerbare Energien und Ener- 
gieefllzienz für Entwicklungsländer“ in Höhe 
von 1 Mrd. Euro im Zeitraum von 2002 bis 
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2007 bzw. durch die Mittel in Höhe von 
500 Mio. Euro im Zeitraum von 2005 bis 
2010 (vgl. Rede von Bundeskanzler Gerhard 
Schröder am 3. Juni 2004 auf der „Renewables 
2004“) finanziert bzw. sind bereits finanziert 
worden? 


Antwort des Staatssekretärs Erich Stather 
vom 13. September 2004 

Von 1998 bis 2002 wurden insgesamt 949,9 Mio. Euro, d. h. durch- 
schnittlichjährlich rd. 190 Mio. Euro für Vorhaben im Bereich „Ener- 
gie/Energieforschung“ zugesagt. Wegen der projektbedingten hohen 
jährlichen Schwankungen sind Zahlen für einzelne Jahre nicht aussa- 
gekräftig. 

Die Angaben über die finanzierten Vorhaben aus dem Bereich Er- 
neuerbare Energien und Energieeffizienz für Entwicklungsländer im 
Rahmen des Programms „Nachhaltige Energie für Entwicklung“ sind 
der beigefügten Zwischenbilanz*) zur Umsetzung des Programms zu 
entnehmen. 

Die von Bundeskanzler Gerhard Schröder während der renewables 
2004 angekündigte Einanzierungsfazilität über 500 Mio. Euro für Er- 
neuerbare Energien und Energieeffizienzmaßnahmen befindet sich 
derzeit in der Konzeptionsphase. Über die endgültige Ausgestaltung 
dieser Eazilität sowie der Konditionen und Anforderungen an die Ein- 
zelprojekte wurde bislang noch keine Entscheidung gefällt, da die Be- 
ratungen zwischen den Ressorts noch andauern. 


Berlin, den 1 . Oktober 2004 


*) Wegen des Wortlautes der Zwischenbilanz wird auf Bundestagsdrucksache 15/3626, 
S. 54 ff. verwiesen. 
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